
 

  

S 14 R 773/21

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 10.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Wird ein eigenständig anfechtbarer,

belastender Verfügungssatz in einem
Rentenbescheid nicht angefochten und
hebt das Erstgericht gleichwohl den
Rentenbescheid in Gänze auf, liegt ein
Verstoß gegen den Grundsatz „ne ultra
petita“ (vgl. § 123 SGG) vor.
2. Ein atypischer Fall im Rahmen des § 48
SGB X ist zu verneinen, wenn der
Leistungsempfänger über 18 Jahre lang
vorsätzlich gegen seine
Mitteilungspflichten (hier: Beendigung der
freiwilligen Krankenversicherung)
gegenüber dem
Rentenversicherungsträger verstoßen
hat; ein behördliches Mitverschulden an
überzahlten Zuschüssen zur freiwilligen
Krankenversicherung liegt nicht in einer
fehlenden/fehlerhaften
Datensatzübermittlung der Krankenkasse
(Anschluss an Senatsurteil vom
25.05.2023, L 10 R 39/20, in juris, Rn. 60
ff.).
3. Die Aufhebung der
Zuschussbewilligung ist auch dann
hinreichend bestimmt, wenn der
Rentenversicherungsträger zwar
datumsmäßig den falschen Bescheid
nennt, sich nach dem
Gesamtzusammenhang (namentlich nur
eine bestehende Zuschussbewilligung im
betroffenen, eingegrenzten Zeitraum)
aber klar und unzweifelhaft ergibt,
welcher Bescheid (datumsmäßig) gemeint
ist (Anschluss an Senatsurteil vom
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16.11.2023, L 10 R 586/21, in juris, Rn.
35, 49 ff.).
4. Im Rahmen einer
Einbehaltungsverfügung von
Beiträgen/Beitragsanteilen aus der
laufenden Rente zur gesetzlichen
Kranken- und sozialen Pflegeversicherung
trifft der Rentenversicherungsträger als
sachlich zuständiger Träger (konkludent)
auch Feststellungen zum
Beitragstatbestand (Anschluss u.a. an
BSG 31.03.2017, B 12 R 6/14 R, Rn. 24,
29, 31 f. m.w.N.); im Rahmen dessen
spielen namentlich Verschuldens- oder
Vertrauensschutzgesichtspunkte
hinsichtlich der Beitragspflicht und
-tragung grundsätzlich keine Rolle,
ebenso wenig, ob der Versicherte um
seine Versicherungspflicht wusste oder
nicht; dem Rentenversicherungsträger
steht auch kein Ermessen zur Seite.
5. Zahlt der Versicherte während des
Rechtsstreits zur Vermeidung einer
monatlichen Einbehaltung im Wege der
Quasi-Aufrechnung mit der laufenden
Rente (§ 255 Abs. 2 Satz 1 SGB V i.V.m. §
60 Abs. 1 Satz 2 SGB XI) die
rückständigen Beiträge/Beitragsanteile
qua Einmalzahlung, erledigt sich die
Einbehaltungsverfügung (§ 39 Abs. 2 SGB
X) erst mit Rechtskraft der gerichtlichen
Entscheidung: im Falle der gerichtlichen
Kassation der Einbehaltungsverfügung ist
die Zahlung dann rechtsgrundlos erfolgt
und vom Rentenversicherungsträger
zurückzuzahlen, im Falle ihrer
Rechtmäßigkeit kommt der Zahlung mit
Rechtskraft die erforderliche
Erfüllungswirkung zu und für eine
Einbehaltung besteht dann kein Raum
mehr.
6. Die Darlegungslast für eine
Hilfebedürftigkeit i.S.d. § 51 Abs. 2 SGB I
durch die Einbehaltung liegt beim
Versicherten; die pauschale Behauptung,
eine Einbehaltung bis zur Hälfte der
monatlichen Rente stelle „einen
nachhaltigen und schwerwiegenden
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Eingriff“ dar, genügt dem nicht.
Normenkette SGG § 123

SGB 10 § 48
SGB 10 § 39 Abs 2
SGB 1 § 51 Abs 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 14 R 773/21
Datum 25.10.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 R 1060/24
Datum 26.09.2024

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom
25.10.2023 aufgehoben und die Klage in vollem Umfang abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen und auch im
Ã�brigen nicht zu erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten in der Sache (noch) Ã¼ber die Aufhebung der Bewilligung
eines Zuschusses zur gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) fÃ¼r die Zeit vom
01.04.2002 bis 31.07.2020 und die Erstattung Ã¼berzahlter GKV-ZuschÃ¼sse in
diesem Zeitraum (insgesamt noch 23.925,79 â�¬) sowie Ã¼ber die Beitragstragung
rÃ¼ckstÃ¤ndiger BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile zur GKV und sozialen
Pflegeversicherung (SPV) i.H.v. insgesamt 9.993,43 â�¬ fÃ¼r die Zeit vom
01.01.2016 bis 31.07.2020 bzw. eine entsprechende Einbehaltung von der
laufenden Rente in monatlichen BetrÃ¤gen zu 836,18Â â�¬.

Der 1938 geborene KlÃ¤ger war bis Ende September 1996 als Monteur bei der
seinerzeitigen S1 AG (S1) beschÃ¤ftigt. Im Anschluss bezog er â�� nach einer
Sperrzeit â�� bis 30.09.1998 Arbeitslosengeld; ab 01.10.1998 war er in der GKV
freiwillig versichert und damit von Gesetzes wegen (Â§ 20 Abs. 3 Elftes Buch
Sozialgesetzbuch [SGB XI] in der seit 01.01.1995 unverÃ¤ndert geltenden Fassung)
versicherungspflichtig in der SPV.

Am 16.06.1998 beantragte der KlÃ¤ger bei der RechtsvorgÃ¤ngerin der Beklagten,
der seinerzeitigen Landesversicherungsanstalt (LVA) WÃ¼rttemberg (zukÃ¼nftig
einheitlich nur: Beklagte), Altersrente wegen Arbeitslosigkeit ab dem 01.10.1998
sowie die GewÃ¤hrung eines Zuschusses zur Kranken- und zur Pflegeversicherung.
Der vom KlÃ¤ger unterschriebene Formantrag enthielt auch den Passus, dass sich
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der Antragsteller u.a. verpflichtet, die Beendigung der freiwilligen
Krankenversicherung, den Beginn einer Versicherungspflicht in der
Krankenversicherung und jede Ã�nderung des PflegeversicherungsverhÃ¤ltnisses
(z.B. Eintritt von Versicherungspflicht) unverzÃ¼glich der Beklagten anzuzeigen.

Mit Rentenbescheid vom 30.07.1998 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger
beginnend ab dem 01.10.1998 Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach
Altersteilzeit. Mit Bescheiden vom 05.03.1999 gewÃ¤hrte sie ihm sodann
antragsgemÃ¤Ã� einen Zuschuss zur Kranken- und zur Pflegeversicherung jeweils
beginnend ab dem 01.10.1998 und berechnete die Rente fÃ¼r die Zeit ab dem
01.10.1998 neu. In den Zuschussbescheiden wurde u.a. darauf hingewiesen, dass
der Anspruch auf Beitragszuschuss mit der Aufgabe oder dem Ruhen der freiwilligen
Krankenversicherung und bei Eintritt von Krankenversicherungspflicht entfalle.
Daher bestehe die gesetzliche Verpflichtung, der Beklagten jede Ã�nderung des
Kranken- und PflegeversicherungsverhÃ¤ltnisses und jede Ã�nderung der
BeitragshÃ¶he unverzÃ¼glich mitzuteilen.

Am 20.02.2001 erlieÃ� die Beklagte Bescheide, mit dem sie dem KlÃ¤ger
â��antragsgemÃ¤Ã�â�� â�� ein solcher Antrag ist nicht aktenkundig â�� einen
Zuschuss zur GKV bzw. SPV ab dem 01.01.2000 gewÃ¤hrte; zugleich berechnete sie
die Rente mit weiterem Bescheid vom 20.02.2001 neu. In den Zuschussbescheiden
belehrte sie den KlÃ¤ger erneut, dass der Anspruch auf Beitragszuschuss mit der
Aufgabe oder dem Ruhen der freiwilligen Krankenversicherung und bei Eintritt von
Krankenversicherungspflicht entfalle, weswegen die gesetzliche Verpflichtung
bestehe, der Beklagten jede Ã�nderung des KrankenversicherungsverhÃ¤ltnisses
und jede Ã�nderung der BeitragshÃ¶he unverzÃ¼glich mitzuteilen.

In der Folge berechnete die Beklagte die Rente des KlÃ¤gers mehrmals neu, weil
sich Ã�nderungen u.a. in der HÃ¶he der gewÃ¤hrten ZuschÃ¼sse ergaben
(namentlich Bescheid vom 20.02.2004, vom 15.08.2005, vom 22.05.2006, vom
26.11.2008 und vom 17.01.2019) bzw. weil ab dem 01.04.2004 ein Zuschuss zur
SPV von Gesetzes wegen (Aufhebung des Â§ 106a Sechstes Buch Sozialgesetzbuch
[SGBÂ VI] mit Wirkung zum 01.04.2004 durch Art. 1 Nr. 4, Art. 13 Nr. 4 Zweites
Gesetz zur Ã�nderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
vom 27.12.2003, BGBl. I S. 3013) nicht mehr zu gewÃ¤hren war, weswegen der
entsprechende Bewilligungsbescheid vom 05.03.1999 mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufgehoben wurde (Bescheid vom 20.02.2004). Auch in diesen Bescheiden wies die
Beklagte jeweils darauf hin, dass die in frÃ¼heren Bescheiden genannten
Mitteilungspflichten nach wie vor gÃ¶lten und dass ihr UmstÃ¤nde, die den
Leistungsanspruch oder die HÃ¶he der Leistung beeinflussen kÃ¶nnen, umgehend
mitzuteilen seien respektive belehrte sie den KlÃ¤ger erneut (s. namentlich
Bescheide 17.01.2019 und 14.02.2019), dass der Anspruch auf den Zuschuss fÃ¼r
die freiwillige Krankenversicherung mit der Aufgabe oder dem Ruhen dieser
Krankenversicherung, mit dem Beginn einer Beitragsfreiheit oder bei Eintritt von
Krankenversicherungspflicht ende und dass der KlÃ¤ger eine Ã�nderung des
KrankenversicherungsverhÃ¤ltnisses der Beklagten unverzÃ¼glich mitzuteilen
habe.
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Mit Schreiben vom 05.03.2020 (Eingang bei der Beklagten am 06.03.2020) teilte die
Krankenkasse des KlÃ¤gers, die BKK V1, der Beklagten mit, dass dort festgestellt
worden sei, dass dem KlÃ¤ger ein Beitragszuschuss gewÃ¤hrt werde, obgleich
dieser seit dem 01.04.2002 in der Krankenversicherung der Rentner (KVdR)
pflichtversichert sei; dies habe man (bzw. die RechtsvorgÃ¤ngerin der BKK V1, die
BKK E1) bereits mit Datensatz vom 15.02.2002 gemeldet und es werde gefragt, ob
die Beklagte den Datensatz (Hinweis auf den angeschlossenen EDV-
Programmscreenshot, S. 252 VerwA) erhalten habe. SpÃ¤ter teilte die Krankenkasse
mit, dass im Zuge der seinerzeitigen maschinellen Ã�bermittlung des Datensatzes
keine Fehlermeldung zurÃ¼ckgekommen sei.

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers verfÃ¼gte die Beklagte mit Schreiben vom
02.06.2020 (das keine Rechtsbehelfsbelehrung enthielt), dass der Bescheid vom
05.03.1999 Ã¼ber die Bewilligung eines Beitragszuschusses zur GKV ab dem
01.04.2002 aufgehoben werde und dass ein Betrag i.H.v. 24.073,60 â�¬ wegen
BeitragszuschussÃ¼berzahlung im Zeitraum vom 01.04.2002 bis zum 30.06.2020
zu erstatten sei. Sie stÃ¼tzte sich dabei auf Â§ 108 Abs. 2 SGB VI i.V.m. Â§ 50 Abs.
1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X). Ferner teilte sie dem KlÃ¤ger mit, dass
beabsichtigt sei, rÃ¼ckstÃ¤ndige GKV- und SPV-BeitrÃ¤ge fÃ¼r die unverjÃ¤hrte
Zeit vom 01.01.2016 bis 30.06.2020 i.H.v. 9.795,14 â�¬ gemÃ¤Ã� Â§ 255 Abs. 2
FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) i.V.m. 60 Abs. 1 SGBÂ XI ab dem
nÃ¤chstmÃ¶glichen Zeitpunkt in HÃ¶he der HÃ¤lfte der monatlichen laufenden
Rentenzahlung einzubehalten; insoweit erhalte der KlÃ¤ger Gelegenheit zur
Stellungnahme, insbesondere zu einer etwaigen HilfebedÃ¼rftigkeit durch die
Einbehaltung unter Aufforderung, â��entsprechende Nachweise (aktuelle
Leistungsbescheide oder Bedarfsbescheinigungen des TrÃ¤gers der Sozialhilfe oder
der zustÃ¤ndigen Agentur fÃ¼r Arbeit)â�� einzusenden. Es stehe dem KlÃ¤ger auch
frei, die rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge sowie auch den Erstattungsbetrag (insgesamt
33.868,74 â�¬; 24.073,60Â â�¬ zzgl. 9.795,14 â�¬) in einem Betrag zu leisten.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger unter dem 12.06.2020 Widerspruch und fÃ¼hrte
sodann anwaltlich vertreten aus, dass es sich bei dem Schreiben vom 02.06.2020
jedenfalls hinsichtlich der Aufhebung und Erstattung um einen anfechtbaren
Verwaltungsakt handele, dass die Regelung des Â§Â 108 Abs. 2 SGB IV nicht
einschlÃ¤gig sei und dass auch die Â§Â§ 45, 48 SGB X nicht in Betracht kÃ¤men, da
â��ersichtlichâ�� kein Fall von Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X vorliege und ohnehin die
Jahresfrist â��in jedem Fallâ�� abgelaufen sei.

Mit (Renten-)Bescheid vom 14.07.2020 berechnete die Beklagte die Altersrente des
KlÃ¤gers ab dem 01.04.2002 neu, stellte ab dem 01.08.2020 monatliche BeitrÃ¤ge
bzw. Beitragsanteile zur GKV und SPV in die Rentenberechnung ein, wodurch sie ein
geringerer monatlicher Rentenauszahlungsbetrag ergab (monatliches Recht auf
Rente: 1.870,66 â�¬, nunmehr abzgl. Anteil am Beitrag zur GKV: 136,56 â�¬, abzgl.
Anteil am Zusatzbeitrag: 4,67 â�¬, abzgl. Beitrag zur SPV: 57,06 â�¬ =Â 1.672,37
â�¬ monatlicher Auszahlungsbetrag), und ordnete die Erstattung einer
Ã�berzahlung fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis 31.07.2020 i.H.v. insgesamt
34.208,27 â�¬ an (ausweislich Berechnungsanlage: rÃ¼ckstÃ¤ndige
BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile zur GKV: 7.451,11 â�¬, rÃ¼ckstÃ¤ndige BeitrÃ¤ge zur
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SPV: 2.542,32 â�¬, zu Unrecht gewÃ¤hrter GKV-Zuschuss: 23.925,79 â�¬, zu
Unrecht gewÃ¤hrter SPV-Zuschuss: 289,05 â�¬). Auch hiergegen erhob der KlÃ¤ger
Widerspruch (vom 11.08.2020). Der Bescheid sei â��teilweiseâ�� rechtswidrig, die
Ã�berzahlung kÃ¶nne schon nicht nachvollzogen, weil sich der
(Gesamt-)Erstattungsbetrag um 339,53 â�¬ erhÃ¶ht habe; auch fehle es an einer
Rechtsgrundlage fÃ¼r die ZuschussrÃ¼ckforderung und hinsichtlich der Forderung
rÃ¼ckstÃ¤ndiger BeitrÃ¤ge i.H.v 9.993,43 â�¬ liege auch eine fehlerhafte
AnhÃ¶rung vor.

Die Beklagte gelangte zu der Erkenntnis, dass Â§ 108 Abs. 2 SGB VI nicht
einschlÃ¤gig sei und dass es sich bei dem Schreiben vom 02.06.2020 um einen
Bescheid (i.S. eines Verwaltungsakts) handele. Sie hÃ¶rte daraufhin den KlÃ¤ger
mit Schreiben vom 30.10.2020 dahingehend an, dass beabsichtigt sei, von der
Altersrente des KlÃ¤gers rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die (unverjÃ¤hrte) Zeit vom
01.01.2016 bis 31.07.2020 GKV-/SPV-BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile i.H.v. insgesamt
9.993,43 â�¬ abzufÃ¼hren respektive i.H.v. monatlich 836,18 â�¬ von der
laufenden Rente gemÃ¤Ã� Â§ 255 Abs. 2 SGBÂ V i.V.m. Â§ 51 Abs. 2 Erstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB I) einzubehalten und den Bescheid vom 05.03.1999 Ã¼ber
die Bewilligung eines Zuschusses zur GKV ab dem 01.04.2002 nach Â§ 48 SGB X
aufzuheben, woraus sich eine Ã�berzahlung i.H.v. 24.214,84 â�¬ ergebe, die nach 
Â§ 50 SGBÂ X zu erstatten sei; bezÃ¼glich der Berechnung der rÃ¼ckstÃ¤ndigen
BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile und des Erstattungsbetrags verwies die Beklagte auf die
dem KlÃ¤ger Ã¼bersandte Berechnungsanlage (s.o.). Die Voraussetzungen fÃ¼r die
Aufhebung der BeitragszuschussgewÃ¤hrung und die damit korrespondierende
Erstattungsanordnung lÃ¤gen vor, weil der KlÃ¤ger habe erkennen mÃ¼ssen, dass
er seit dem 01.04.2002 den GKV-Beitragszuschuss zu Unrecht beziehe, nachdem er
keine freiwilligen BeitrÃ¤ge mehr an die Krankenkasse entrichtet, sich die
RentenhÃ¶he aber zugleich nicht um die BeitrÃ¤ge zur GKV vermindert habe.
DarÃ¼ber mÃ¼sse ihn die Krankenkasse informiert haben und er habe gewusst,
dass er (weiterhin) gesetzlich kranken- und pflegeversichert sei, zumal er Ã¼ber
den Wegfall des SPV-Zuschusses ebenfalls informiert gewesen sei, ebenso Ã¼ber
den Umstand, dass eine ihn treffende Verpflichtung zur Mitteilung bei Ã�nderungen
im Kranken- und PflegeversicherungsverhÃ¤ltnis bestanden habe. Die
Beitragseinbehaltung fÃ¼r die rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge aus der unverjÃ¤hrten
Zeit ab 01.01.2016 ergebe sich aus den (genannten) gesetzlichen Bestimmungen.
Wenn der KlÃ¤ger bereits hilfebedÃ¼rftig sei oder durch die vorgesehene
â��Aufrechnungâ�� Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherungsleistungen
beanspruchen mÃ¼sse, mÃ¶ge er eine entsprechende Bescheinigung des
SozialhilfetrÃ¤gers vorlegen.

Mit Schreiben an die Krankenkasse vom 16.10.2020 wies die Beklagte diese
daraufhin, dass sie einen Datensatz Ã¼ber die Versicherungspflicht des KlÃ¤gers in
der KVdR ab dem 01.04.2002 (â��20er-Datensatzâ��) nie erhalten, sondern
vielmehr ihrerseits der Krankenkasse jÃ¤hrlich einen Datensatz mit der HÃ¶he der
jeweils zum 01.07. angepassten RentenhÃ¶he Ã¼bermittelt habe (â��17er-
Datensatzâ��).

Die KlÃ¤gerseite nahm zum AnhÃ¶rungsschreiben der Beklagten vom 30.10.2020
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Stellung und wiederholte das bisherige Vorbringen. Dem KlÃ¤ger kÃ¶nne auch nicht
angelastet werden, dass die Beklagte die â��aktenkundigeâ�� Mitteilung der
Krankenkasse Ã¼ber die ab dem 01.04.2002 bestehende Pflichtversicherung
â��offenbar nicht zur Kenntnis genommenâ�� habe.

Mit Bescheid vom 01.12.2020 traf die Beklagte die VerfÃ¼gungen entsprechend der
AnkÃ¼ndigung im AnhÃ¶rungsschreiben vom 30.10.2020 unter Wiederholung der
dortigen BegrÃ¼ndung. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrte sie aus, dass sie die im Schreiben der
Krankenkasse vom 05.03.2020 angefÃ¼hrte Meldung vom 15.02.2002 nie erhalten
habe, dass der Eintritt einer HilfebedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers durch die
â��Aufrechnungâ�� nicht nachgewiesen sei, dass keine besonderen UmstÃ¤nde
vorlÃ¤gen, die es rechtfertigen wÃ¼rden, im Wege des Ermessens einen geringeren
Betrag â��aufzurechnenâ�� bzw. von einer â��Aufrechnungâ�� ganz abzusehen,
zumal das Interesse der Versichertengemeinschaft an einer â��Aufrechnungâ�� â��
auch der HÃ¶he nach â�� Ã¼berwÃ¶ge und dass NÃ¤mliches (unter nÃ¤herer
AusfÃ¼hrung) auch hinsichtlich der RÃ¼ckforderung des Ã¼berzahlten GKV-
Zuschusses gelte. Ferner verlautbarte die Beklagte, dass â��dieser Bescheid den
Bescheid vom 02.06.2020 ersetztâ�� und dass er nach Â§ 86 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) Gegenstand des anhÃ¤ngigen Widerspruchsverfahrens werde.

Gegen den Bescheid vom 01.12.2020 erhob der ProzessbevollmÃ¤chtigte am
21.12.2020 â��vorsorglichâ�� Widerspruch, den er unter Wiederholung des
bisherigen Vorbringens begrÃ¼ndete; ergÃ¤nzend machte er geltend, dass die
ErmessensausÃ¼bung der Beklagten fehlerhaft und insbesondere â��fÃ¼r
jedermann offensichtlichâ�� sei, dass die Reduzierung der Rentenzahlung um die
HÃ¤lfte â��einen nachhaltigen und schwerwiegenden Eingriffâ�� darstelle.

Mit Widerspruchsbescheid vom 17.03.2021 â��auf den Widerspruch vom
12.06.2020 gegen den Bescheid vom 02.06.2020 in Gestalt des Bescheids vom
01.12.2020 sowie auf den Widerspruch vom 11.08.2020 gegen den Bescheid vom
14.07.2020 und auf den Widerspruch vom 21.12.2020 gegen den Bescheid vom
01.12.2020â�� wies die Beklagte â��den Widerspruchâ�� des KlÃ¤gers zurÃ¼ck;
Kosten wÃ¼rden zu 1/3 erstattet. Richtig sei zunÃ¤chst, dass der Bescheid vom
02.06.2020 eine falsche Rechtsgrundlage enthalten habe, weswegen er mit
Bescheid vom 01.12.2020 aufgehoben und dieser wiederum â��zum Bestandteil
des Widerspruchsverfahrens gemachtâ�� worden sei; insoweit habe der
Widerspruch gegen den Bescheid vom 02.06.2020 Erfolg gehabt, was die
Kostenentscheidung zu Gunsten des KlÃ¤gers rechtfertige. Der Widerspruch des
KlÃ¤gers gegen den in das Widerspruchsverfahren einbezogenen Bescheid vom
01.12.2020 sei in Ansehung der Einbeziehung bereits unzulÃ¤ssig. Soweit sich der
KlÃ¤ger gegen den Bescheid vom 14.07.2020 bzw. gegen den Bescheid vom
02.06.2020 in Gestalt des Bescheids vom 01.12.2020 Ã¼ber die BerÃ¼cksichtigung
bzw. die RÃ¼ckforderung respektive die Einbehaltung von rÃ¼ckstÃ¤ndigen GKV-
und SPV-BeitrÃ¤gen wende, sei der Widerspruch ebenso unbegrÃ¼ndet wie gegen
den Wegfall der BeitragszuschÃ¼sse zur GKV/SPV und die entsprechende
RÃ¼ckforderung bzw. â��die Aufhebung und Feststellung der Ã�berzahlungâ��.

Insoweit fÃ¼hrte die Beklagte unter nÃ¤herer Darlegung zur BegrÃ¼ndung
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zusammengefasst aus, dass der KlÃ¤ger hinsichtlich der ZuschussgewÃ¤hrung
(betr. GKV in der Zeit vom 01.04.2002 bis 31.07.2020 und betr. SPV in der Zeit vom
01.04.2002 bis 31.03.2004) bÃ¶sglÃ¤ubig gewesen sei, sodass die
Voraussetzungen des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und Nr. 4 SGB X vorlÃ¤gen, ebenso
wie die Ã¼brigen Aufhebungsvoraussetzungen. â��Der Bescheid Ã¼ber die
Bewilligung von BeitragszuschÃ¼ssen vom 05.03.1999â�� sei daher zu Recht ab
01.04.2002 aufgehoben worden. Der KlÃ¤ger sei seiner gesetzlichen
Mitteilungspflicht gegenÃ¼ber der Beklagten (Hinweis auf Â§ 60 Abs. 1 SatzÂ 1 Nr.
2 SGB 1) hinsichtlich seines Wechsels in die gesetzliche Krankenpflichtversicherung
zumindest grob fahrlÃ¤ssig nicht nachgekommen, obgleich er sowohl im Antrag
vom 16.06.1998 als auch mit â��demâ�� Bescheid vom 05.03.1999 und in
spÃ¤teren Bescheiden wiederholt und ausdrÃ¼cklich auf diese Pflicht hingewiesen
worden sei. Daran Ã¤ndere es auch nichts, dass der KlÃ¤ger meine, eine
(Datensatz-)Mitteilung der Krankenkasse Ã¼ber den Wechsel in die KVdR sei bereits
am 15.02.2002 erfolgt, denn dies sei unzutreffend. Ihm habe sich vielmehr
aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, dass er auch Ã¼ber den 31.03.2002 hinaus weiterhin einen
Zuschuss zu seinen Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤gen erhielt, obgleich
er wegen Eintritts in die KVdR zum 01.04.2002 â��Â wobei davon ausgegangen
werden mÃ¼sse, dass die Krankenkasse ihn darÃ¼ber informiert habe â��
Ã¼berhaupt keine BeitrÃ¤ge mehr an die Krankenkasse entrichtet habe, ihm also
bei fehlender Beitragszahlung, fehlendem Abzug von BeitrÃ¤gen von der Rente und
gleichzeitiger Weiterzahlung des Zuschusses â�� klar aus den nachfolgenden
Bescheiden und den Rentenbezugsmitteilungen zur Vorlage beim Finanzamt
ersichtlich â�� ein deutlich hÃ¶heres Einkommen zur VerfÃ¼gung gestanden habe.
Im Rahmen der ErmessenausÃ¼bung (â��atypischer Fallâ��) komme der
BÃ¶sglÃ¤ubigkeit des KlÃ¤gers maÃ�gebliche Vorrangbedeutung zu, weil er seiner
Mitteilungspflicht gegenÃ¼ber der Beklagten nicht nachgekommen sei, er die
Rechtswidrigkeit der weiteren Zuschusszahlung klar habe erkennen kÃ¶nnen und
mÃ¼ssen und der Beklagten auch kein Verschulden an der Ã�berzahlung
anzulasten sei. Das Verhalten bzw. Unterlassen wiege derart schwer, dass bei
einem BÃ¶sglÃ¤ubigen â�� wie dem KlÃ¤ger â�� grundsÃ¤tzlich auch keine
billigenswerten Interessen rechtlich anzuerkennen seien, das schuldhaft Erlangte
ganz oder teilweise zu behalten. Dementsprechend sei die Aufhebung- und
Erstattungsanordnung hinsichtlich der vom 01.04.2002 bis 31.03.2004 (SPV) bzw.
bis 31.07.2020 (GKV) gezahlten BeitragszuschÃ¼sse (Ã�berzahlung insgesamt
24.214,84 â�¬, GKV-Zuschuss 23.925,79 â�¬, SPV-Zuschuss 289,05 â�¬)
rechtmÃ¤Ã�ig; etwaige HÃ¤rten oder Unzumutbarkeiten beim KlÃ¤ger hinsichtlich
der Zahlung des Erstattungsbetrags seien im Erkenntnisverfahren nicht zu
berÃ¼cksichtigen.

Die Entscheidung Ã¼ber die Einbehaltung von rÃ¼ckstÃ¤ndigen GKV-/SPV-
BeitrÃ¤gen fÃ¼r die unverjÃ¤hrte Zeit vom 01.01.2016 bis 31.07.2020
(RÃ¼ckstand GKV 7.451,11 â�¬, RÃ¼ckstand SPV 2.542,32Â â�¬ SPV, insgesamt
9.993,43 â�¬) bzw. die Aufrechnung mit der laufenden monatlichen Rente bis zu
deren HÃ¤lfte sei ebenfalls rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger schulde diese
BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile aufgrund seiner Versicherungspflicht dem Grunde und der
HÃ¶he nach â�� wie in der Anlage zum Bescheid vom 14.07.2020 aufgeschlÃ¼sselt
-, ohne dass insoweit weitere Voraussetzungen (z.B. BÃ¶sglÃ¤ubigkeit)
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bestÃ¼nden. Die verfÃ¼gte Einbehaltung von der laufenden Rente sei auch
ermessensgerecht, besondere UmstÃ¤nde fÃ¼r eine abweichende Entscheidung zu
Gunsten des KlÃ¤gers lÃ¤gen nicht vor. Insbesondere habe er seine
VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse nicht offengelegt und namentlich auch keine
Bescheinigung eines SozialhilfetrÃ¤gers beigebracht; Derartiges obliege dem
Versicherten, zumal der KlÃ¤ger darauf auch hingewiesen worden sei, jedoch
lediglich pauschal vortragen habe, die Einbehaltung sei wegen benÃ¶tigter Mittel
zum Lebensunterhalt nicht zulÃ¤ssig.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 30.03.2021 beim Sozialgericht Ulm Klage erhoben.
Zur BegrÃ¼ndung hat die KlÃ¤gerseite ihr Vorbringen aus dem
Verwaltungsverfahren wiederholt und vertieft, wobei sich der KlÃ¤ger (weiterhin)
nicht konkret zu seinen Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnissen geÃ¤uÃ�ert
hat. Die Beklagte habe bereits im Februar 2002 Kenntnis von der am 01.04.2002
beginnenden Pflichtversicherung erlangt und nicht erst im MÃ¤rz 2020; die Beklagte
stelle â��Schutzbehauptungenâ�� auf und habe den Sachverhalt mit der
Krankenkasse Ã¼berhaupt nicht weiter ermittelt. Ohnehin sei der KlÃ¤ger ein
juristischer Laie und mÃ¼sse auch nicht wissen, unter welchen Voraussetzungen
ein Zuschuss nach Â§ 106 Abs. 1 SGB VI gewÃ¤hrt werden kÃ¶nne bzw. wann die
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung dieses Zuschusses wieder entfielen. Er sei
berechtigterweise davon ausgegangen, dass die Beklagte von der Krankenkasse
Ã¼ber etwaige Ã�nderungen im VersicherungsverhÃ¤ltnis informiert wÃ¼rde, wie
es im Zuge der Mitteilung vom 15.02.2002 letztlich auch erfolgt sei. Die
Voraussetzungen des Â§ 48 SGB X lÃ¤gen insgesamt nicht vor â�� auch nicht
hinsichtlich der einzuhaltenden Fristen -, zumal im April 2002 auch schon keine
â��nachteiligeâ�� Ã�nderung fÃ¼r den KlÃ¤ger eingetreten sei. Dieser habe
nÃ¤mlich â��weiterhin BeitrÃ¤ge zur Krankenversicherung gezahltâ�� und davon
ausgehen dÃ¼rfen, dass er weiterhin im Rahmen einer freiwilligen
Krankenversicherung versichert sei. Da der KlÃ¤ger von seiner Krankenkasse
â��Ã¼ber die Ã�nderung des Status gerade nicht informiertâ�� worden sei, sei er
davon ausgegangen, weiterhin freiwillig krankenversichert zu sein und somit auch
zuschussberechtigt. Die ErmessenserwÃ¤gungen der Beklagten seien ebenfalls
fehlerhaft, weil die Beklagte ihr eigenes Fehlverhalten vÃ¶llig auÃ�er Acht lasse und
jegliche Verantwortung auf den KlÃ¤ger abwÃ¤lze. SchlieÃ�lich sei der
Zuschussbescheid vom 05.03.1999 hinsichtlich der SPV Ã¼berhaupt nicht
aufgehoben worden und der Zuschussbescheid vom 05.03.1999 hinsichtlich der
GKV betreffe nur die Zeit vom 01.10.1998 bis zum 31.12.1999, nachdem in der Zeit
danach weitere Bescheide ergangen seien, in denen Ã¼ber die
ZuschussgewÃ¤hrung respektive die HÃ¶he des Zuschusses zur GKV entschieden
worden sei; diese Bescheide existierten weiterhin und seien nicht aufgehoben. Was
die Einbehaltung von GKV-/SPV-BeitrÃ¤gen ab 01.01.2016 anbelange, habe der
â��fehlendeâ�� Eintritt von HilfebedÃ¼rftigkeit infolge der Aufrechnung
keineswegs zur Folge, dass automatisch in hÃ¶chstmÃ¶glicher HÃ¶he aufgerechnet
werden dÃ¼rfe. Vielmehr kÃ¶nne auch eine Aufrechnung in geringerer HÃ¶he
erfolgen. Ob und in welcher HÃ¶he aufgerechnet werde, entscheide der
zustÃ¤ndige LeistungstrÃ¤ger nach seinem Ermessen. Eine ordnungsgemÃ¤Ã�e
ErmessensausÃ¼bung sei vorliegend auch insoweit nicht ansatzweise erkennbar.
Ã�berdies sei der Bescheid vom 01.12.2020 auch nicht gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG
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Gegenstand des Widerspruchsverfahrens gegen den Bescheid vom 02.06.2020
geworden, die Beklagte habe vielmehr eine Abhilfeentscheidung mit
entsprechender Kostenfolge treffen mÃ¼ssen.

Die Beklagte ist dem entgegengetreten und hat ein Schreiben der Krankenkasse an
sie vom 07.05.2021 vorgelegt. Aus diesem Schreiben ergibt sich u.a., dass der
KlÃ¤ger mit â��Bescheid vom 12.02.2002â�� â�� spÃ¤ter ist bloÃ� noch von einem
â��Informationsschreibenâ�� die Rede gewesen â�� Ã¼ber den Wechsel von der
freiwilligen in die gesetzliche Krankenversicherung zum 01.04.2002 informiert
worden sei; ein Duplikat des SchriftstÃ¼cks sei bei der Krankenkasse nicht mehr
vorhanden.

Der KlÃ¤ger hat bestritten, dass ihm ein Bescheid der Krankenkasse vom
12.02.2002 bekanntgegeben worden sei und die Beklagte hat darauf hingewiesen,
dass dies an einer groben FahrlÃ¤ssigkeit des KlÃ¤gers i.S.d. Â§ 48 Abs. 2 Satz 2 Nr.
2 und 4 SGB X nichts Ã¤ndere.

Mit Beschluss vom 26.08.2021 hat das SG die BKK V1 als Krankenkasse zum
Rechtsstreit beigeladen (s. dazu noch spÃ¤ter), wobei es offengelassen hat, ob nach
Â§ 75 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 (Alt. 1) SGG.

Nach Hinweisen des SG (u.a., s. im Einzelnen S. 68 f. SG-Akte, dass
streitgegenstÃ¤ndlich der Bescheid vom 01.12.2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 17.03.2021 sei, dass der ursprÃ¼nglich angefochtene
Verwaltungsakt vom 02.06.2020 wirksam gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG ersetzt worden sei,
dass die Jahresfrist eingehalten sein dÃ¼rfte, dass die Beklagte â��nach Eintritt der
KVDR zum 01.4.2002 weitere Bewilligungsbescheideâ�� erlassen habe, dass â��auf
jeden Fall ein erhebliches Verschuldenâ�� der Beklagten bzw. Krankenkasse, was
sich die Beklagte zurechnen lassen mÃ¼sse, an der Ã�berzahlung vorliege und dass
es zwingend einer ErmessensausÃ¼bung bedÃ¼rfe) und Nachfragen bei den
Beteiligten, hat zunÃ¤chst die KlÃ¤gerseite â�� unter erneuter Wiederholung ihres
sachlich-inhaltlichen Vorbringens â�� angegeben, dass der KlÃ¤ger einen
â��Nachweis dahingehend, dass der ab dem 01.04.2002 gewÃ¤hrte
Beitragszuschuss an die Krankenkasse abgefÃ¼hrtâ�� worden sei, nicht erbringen
kÃ¶nne. AuÃ�erdem ist mitgeteilt worden, dass der KlÃ¤ger die von der Beklagten
geltend gemachten rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge zur GKV und SPV fÃ¼r die Zeit ab
dem 01.01.2016 i.H.v. 9.993,43 â�¬ durch Einmalzahlung dorthin Ã¼berwiesen
habe, was die Beklagte bestÃ¤tigt hat (Zahlungseingang am 07.05.2021); damit
solle die beabsichtigte Aufrechnung mit der laufenden Rentenzahlung i.H. der
hÃ¤lftigen monatlichen Rente von 836,18 â�¬ vermieden werden, zumal die Klage
insoweit gemÃ¤Ã� Â§ 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG eine aufschiebende Wirkung entfalte.
Auch in Bezug auf diese Forderung bestÃ¼nden jedoch erhebliche Zweifel an deren
RechtmÃ¤Ã�igkeit. Denn die Krankenkasse habe gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger zu
keiner Zeit ausstehende BeitrÃ¤ge angemahnt, geschweige denn
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge erhoben. Mit â��an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeitâ�� wÃ¤re dies erfolgt, wenn â��unzureichendeâ�� BeitrÃ¤ge
abgefÃ¼hrt worden wÃ¤ren. AuÃ�erdem bleibe es dabei, dass der Bescheid vom
01.12.2020 nicht gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG in das Widerspruchsverfahren gegen den
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Bescheid vom 02.06.2020 einbezogen worden sei.

Die Krankenkasse hat mitgeteilt, dass der KlÃ¤ger seit 01.04.2002 keine freiwilligen
BeitrÃ¤ge mehr entrichtet habe. Auch seien ab dem 01.04.2002 aus der Altersrente
keine BeitrÃ¤ge zur GKV und SPV einbehalten bzw. abgefÃ¼hrt worden, was
nunmehr der Beklagten obliege. Sie hat wiederholt, dass der Beklagten die
Ã�nderung des VersicherungsverhÃ¤ltnisses maschinell Ã¼ber das KVdR-
Meldeverfahren am 15.02.2002 mitgeteilt worden sei.

Die Beklagte ist dabei geblieben, dass der KlÃ¤ger ab dem 01.04.2002 keine
freiwilligen BeitrÃ¤ge mehr entrichtet habe und dass ihm allein deswegen der
Wechsel in die Pflichtversicherung bekannt gewesen sein mÃ¼sse.

Im Vorfeld der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem SG hat der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mitgeteilt, dass der KlÃ¤ger mittlerweile 85
Jahre alt sei, gesundheitlich angeschlagen und mehr als 20 Jahre nach den
â��maÃ�geblichen VorgÃ¤ngenâ�� dazu kaum mehr etwas sagen kÃ¶nne.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 25.10.2023 hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte
des KlÃ¤gers beantragt, den Bescheid vom 02.06.2020 und vom 01.12.2020
(jeweils) in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.03.2021 sowie den
Rentenbescheid vom 14.07.2020 (ebenfalls) in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 17.03.2021 hinsichtlich der Geltendmachung einer
Ã�berzahlung i.H.v. 34.208,27Â â�¬ aufzuheben; die BKK V1 hat keinen Antrag
gestellt.

Mit Urteil vom 25.10.2023 hat das SG den Bescheid der Beklagten vom 01.12.2020
und ihren Bescheid vom 14.07.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
17.03.2021 aufgehoben; im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen und angeordnet,
dass die Beklagte 2/3 â��der auÃ�ergerichtlichen Kostenâ�� zu erstatten hat. Zur
BegrÃ¼ndung hat das SG zusammengefasst ausgefÃ¼hrt: Der vom KlÃ¤ger
angefochtene Verwaltungsakt vom 02.06.2020 sei durch den Bescheid vom
01.12.2020 â��wirksam gemÃ¤Ã� Â§ 86 SGG ersetztâ�� worden (AbÃ¤nderung des
VerfÃ¼gungssatzes hinsichtlich der â��Gesamtsummeâ��: 33.868,74 â�¬ auf
34.208,57 â�¬) und damit Gegenstand des Widerspruchsverfahrens geworden;
insoweit bleibe der diesbezÃ¼gliche Klageantrag ohne Erfolg, weshalb die Klage
insoweit abzuweisen sei. Im Ã�brigen habe die Klage Erfolg, weil die
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide vom 14.07.2020 und vom 01.12.2020 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.03.2021 rechtswidrig seien. Hinsichtlich
der RÃ¼ckforderung von SPV-ZuschÃ¼ssen i.H.v. 289,05 â�¬ fehle es bereits an
einer Rechtsgrundlage, denn der Bescheid vom 05.03.1999 (betr. Zuschuss zur SPV)
sei weiterhin bestandskrÃ¤ftig und von der Beklagten weder aufgehoben noch
zurÃ¼ckgenommen worden. Hinsichtlich der RÃ¼ckforderung von GKV-
ZuschÃ¼ssen sei der Regelungsgehalt des aufgehobenen Bescheids (vom
05.03.1999 betr. Zuschuss zur GKV) durch in der Folgezeit ergangene weitere
â��Rentenbescheideâ�� begrenzt, weil die Beklagte darin einen Zuschuss zur GKV
(erneut) gewÃ¤hrt habe. Durch den Eintritt der Versicherungspflicht in der KVdR
zum 01.04.2002 sei zwar eine wesentliche Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse
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gegenÃ¼ber dem Zeitpunkt des Erlasses am 05.03.1999 eingetreten und der
KlÃ¤ger habe diese Ã�nderung der Beklagten nicht mitgeteilt. Zur Ã�berzeugung
der Kammer sei ihm die Ã�nderung deswegen bekannt gewesen, weil er in der
Folgezeit keine freiwilligen BeitrÃ¤ge mehr an die Krankenkasse entrichtet habe,
auch wenn der Nachweis einer entsprechenden Mitteilung Ã¼ber das geÃ¤nderte
VersicherungsverhÃ¤ltnis durch die BKK V1 wegen nicht mehr vorhandener
Aktenteile nicht habe gefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen. Diese (Mitteilungs-)Pflicht habe
der KlÃ¤ger auch grob fahrlÃ¤ssig verletzt. Indes liege vorliegend ein sog.
atypischer Fall vor, denn nach den â��glaubhaftenâ�� Angaben der Krankenkasse
habe sie die Ã�nderung im VersicherungsverhÃ¤ltnis Ã¼ber das maschinelle KVdR-
Meldeverfahren am 15.02.2002 ohne Fehlermeldung an die Beklagte Ã¼bermittelt,
auch wenn zwar nur die Ã�bermittlung, aber nicht der Empfang
â��nachgewiesenâ�� sei. Dieses eigene Verschulden an der Ã�berzahlung habe die
Beklage verneint, was zur Ermessensfehlerhaftigkeit fÃ¼hre. Auch enthalte weder
der Bescheid vom 01.12.2020 noch der Widerspruchsbescheid vom 17.03.2021
AusfÃ¼hrungen dazu, dass die Beklagte die Vorschrift des Â§ 48 Abs. 4 Satz 1
i.V.m. Â§Â 45 Abs. 4 SatzÂ 2 SGB X geprÃ¼ft und â��im Rahmen ihrer
ErmessensausÃ¼bung berÃ¼cksichtigtâ�� habe, auch wenn die laufende
Geldleistung in Form des Zuschusses zur GKV von der Beklagten noch bis zum
30.06.2020 gezahlt worden sei. Hinzukomme, dass eine unzutreffende Ermittlung
des Erstattungsanspruchs nach Â§ 50 Abs. 1 Satz 2 SGB X als Ermessensfehler auf
die Aufhebungsentscheidung durchgreifen â��kÃ¶nneâ��. Der Bescheid vom
01.12.2020 sei auch insoweit rechtswidrig, als die Beklagte die Erstattung von
24.214,84 â�¬ fÃ¼r die gezahlten BeitragszuschÃ¼sse fordere, da es an einer
Aufhebung sÃ¤mtlicher, dieser Summe zugrundeliegender Bescheide fehle.

SchlieÃ�lich sei auch die Einbehaltung von GKV- und SPV-BeitrÃ¤gen und die
Aufrechnung mit der laufenden Rente des KlÃ¤gers rechtsfehlerhaft, weil sich die
Beklagte im Rahmen der Ermessensentscheidung zur HÃ¶he der Aufrechnung nicht
hinreichend mit den finanziellen VerhÃ¤ltnissen des KlÃ¤gers auseinandergesetzt
habe. Im Rahmen des Â§ 52 SGB I hÃ¤tte die Beklagte jedoch nach Auffassung der
Kammer das Vorbringen des KlÃ¤gers, eine Verrechnung in HÃ¶he der HÃ¤lfte der
laufenden Rente sei aufgrund der benÃ¶tigten Mittel fÃ¼r den Lebensunterhalt
nicht zulÃ¤ssig, berÃ¼cksichtigen und in ihre Ermessensentscheidung Ã¼ber die
HÃ¶he der Aufrechnung mit einstellen mÃ¼ssen. Im Rahmen des Â§ 52 Abs. 1
(gemeint: Abs. 2) SGB I (i.V.m. Â§ 255 Abs. 2 Satz 1 HalbsatzÂ 2 SGBÂ V) hÃ¤tte die
Beklagte das Vorbringen des KlÃ¤gers, eine â��Verrechnungâ�� in HÃ¶he der
HÃ¤lfte der laufenden Rente sei aufgrund der benÃ¶tigten Mittel fÃ¼r den
Lebensunterhalt nicht zulÃ¤ssig, berÃ¼cksichtigen und in ihre
Ermessensentscheidung Ã¼ber die HÃ¶he der Aufrechnung mit einstellen
mÃ¼ssen, zumal ein â��atypischer Fallâ�� vorliege. Der Rentenbescheid vom
14.07.2020 sei mithin hinsichtlich der Neuberechnung ab dem 01.04.2002 und der
geltend gemachten Ã�berzahlung i.H.v. 34.208,27 â�¬ rechtswidrig.

Gegen das ihr am 07.03.2024 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 04.04.2024
Berufung eingelegt, mit der sie die Klageabweisung in vollem Umfang begehrt hat.

Der Senat hat die Beiladung der BKK V1 von Amts wegen nach AnhÃ¶rung der
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Beteiligten mit Beschluss vom 27.06.2024 fÃ¼r das Berufungsverfahren
aufgehoben. Es liege kein Fall der notwendigen Beiladung i.S.d. Â§ 75 Abs. 2 SGG
vor und fÃ¼r eine einfache Beiladung bestehe kein Anlass; wegen der weiteren
Einzelheiten wird hier auf die BeschlussgrÃ¼nde Bezug genommen.

Die Beklagte hat zur BegrÃ¼ndung ihres Rechtsmittels im Wesentlichen die
AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid und ihr Vorbringen aus dem
Klageverfahren wiederholt und vertieft, insbesondere unter Hinweis auf die
Rechtsprechung (auch) des erkennenden Senats (namentlich Senatsurteil vom
25.05.2023, L 10 R 39/20, in juris). Insbesondere liege kein (zurechenbares)
Verschulden der Beklagten vor, sie habe erstmals mit Schreiben der Krankenkasse
vom 05.03.2020 von der Pflichtversicherung des KlÃ¤gers in der KVdR ab dem
01.04.2002 erfahren; einen entsprechenden Datensatz der Krankenkasse habe sie
zuvor nicht erhalten, auch keine (automatisierte) Mitteilung Ã¼ber einen wegen
â��Fehlerâ�� abgewiesenen KVdR-Datensatz. Ohnehin Ã¤ndere dies alles nichts an
der alleinigen Verantwortlichkeit des KlÃ¤gers (Hinweis auf Senatsurteil a.a.O.);
dieser sei seiner Mitwirkungspflicht bÃ¶sglÃ¤ubig Ã¼ber 18 Jahre lang nicht
nachgekommen und hÃ¤tte jedenfalls auch wissen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen, dass
ihm die gezahlten ZuschÃ¼sse zur freiwilligen Krankversicherung seit dem
01.04.2002 nicht mehr zugestanden haben. Die RÃ¼cknahmevoraussetzungen des 
Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 4 SGB X lÃ¤gen vor und es bestehe auch kein
â��atypischer Fallâ��; ohnehin seien die ErmessensausfÃ¼hrungen in den
angefochtenen Bescheiden hinreichend und in der Sache berechtigt. Die
erforderlichen RÃ¼cknahmefristen seien eingehalten, freilich bis auf die Zehn-
Jahresfrist hinsichtlich des bereits seit dem 01.04.2004 nicht mehr gezahlten SPV-
Zuschusses; insoweit seien die angefochtenen Bescheide tatsÃ¤chlich rechtswidrig
und die geltend gemachte Ã�berzahlung entsprechend um 289,05 â�¬ (SPV-
ZuschÃ¼sse in der Zeit vom 01.04.2002 bis 31.03.2004) zu reduzieren. Die
ZuschussgewÃ¤hrung hinsichtlich der GKV-Aufwendungen mit Bescheid vom
05.03.1999 sei im Ã�brigen durch nachfolgende Bescheide nicht dem Grunde nach,
sondern lediglich der HÃ¶he nach geregelt worden (wegen der diesbezÃ¼glichen
weiteren HilfserwÃ¤gungen der Beklagten sowie wegen des Vortrags im Ã�brigen
wird auf die entsprechenden AusfÃ¼hrungen in der BerufungsbegrÃ¼ndung, S. 41
ff. Senats-Akte, verwiesen).

Was die Einbehaltung der GKV-/SPV-BeitrÃ¤ge bzw. die Aufrechnung bis zur HÃ¤lfte
der monatlichen laufenden Rente anbelange, sei auch diese
Verwaltungsentscheidung rechtmÃ¤Ã�ig, insbesondere habe der KlÃ¤ger zu keinem
Zeitpunkt seine HilfebedÃ¼rftigkeit nachgewiesen. UnabhÃ¤ngig davon spreche
dagegen auch bereits der Umstand, dass er in Ansehung der Nettorente i.H.v.
1.823,23Â â�¬ monatlich in der Lage gewesen sei, die rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge
in einer Summe zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 25.10.2023 abzuÃ¤ndern und die Klage in
vollem Umfang abzuweisen.
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Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen,
hilfsweise die Revision zuzulassen.

Er hat das angefochtene Urteil hinsichtlich der Bescheidaufhebungen verteidigt und
sein sachlich-inhaltliches Vorbringen aus dem Verwaltungs- und Klageverfahren
(erneut) wiederholt bzw. sich gegen die HilfserwÃ¤gungen der Beklagten (s.o.)
gewandt; insoweit und auch im Ã�brigen wird auf die Berufungserwiderung (S. 60 ff.
Senats-Akte) Bezug genommen.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird
auf den In-halt der Verwaltungsakten der Beklagten sowie auf die Prozessakten
erster und zweiter Instanz verwiesen; die Verwaltungsakte der BKK V1 hat dem
Senat vorgelegen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte und gemÃ¤Ã�
den Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig und auch
begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Rechtsstreits ist (nur bzw. nur noch, s. dazu sogleich) der Bescheid
der Beklagten vom 02.06.2020 in der Fassung des Bescheids vom 14.07.2020 und
des Bescheids vom 01.12.2020 in der Gestalt (Â§ 95 SGG) des
Widerspruchsbescheids vom 17.03.2021, soweit die Beklagte damit zum einen die
Bewilligung des Zuschusses zur GKV mit Bescheid vom 05.03.1999 fÃ¼r die Zeit
vom 01.04.2002 bis 31.07.2020 fÃ¼r die Vergangenheit aufgehoben und fÃ¼r
diesen Zeitraum eine Erstattungspflicht des KlÃ¤gers wegen Ã�berzahlung i.H.v.
insgesamt 23.925,79 â�¬ verfÃ¼gt hat (nachfolgend I.) sowie zum anderen (der
Sache nach) fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2016 bis 31.07.2020 die Beitragspflicht der
Altersrente des KlÃ¤gers zur GKV und SPV, die BeitragshÃ¶he und die Pflicht des
KlÃ¤gers, rÃ¼ckstÃ¤ndige BeitrÃ¤ge bzw. Beitragsanteile i.H.v. insgesamt 9.993,43
â�¬ zu tragen, festgestellt und die Einbehaltung der rÃ¼ckstÃ¤ndigen
BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile von der laufenden Rente i.H.v. 836,18Â â�¬ monatlich
verfÃ¼gt hat (nachfolgend II.).

Dabei ist in verfahrensrechtlicher Hinsicht darauf hinzuweisen, dass zunÃ¤chst der
Bescheid vom 14.07.2020 nach Â§ 86 Halbsatz 1 SGG von Gesetzes wegen
Gegenstand des Widerspruchsverfahrens gegen den (der Sache nach) Bescheid
vom 02.06.2020 geworden war; denn dieser Bescheid Ã¤nderte den Bescheid vom
02.06.2020 jedenfalls hinsichtlich der Feststellung einer Ã�berzahlung von GKV-
ZuschÃ¼ssen sowohl in Bezug auf den Streitzeitraum (nunmehr bis 31.07.2020
statt zuvor bis 30.06.2020) als auch in Bezug auf die HÃ¶he der Ã�berzahlung
(nunmehr 23.925,79Â â�¬ statt zuvor 23.784,55 â�¬ [24.073,60 â�¬ inkl.
Ã�berzahlung SPV-Zuschuss â�� s. auch dazu noch sogleich â��Â i.H.v. 289,05
â�¬], hinzugefÃ¼gt: Ã�berzahlung fÃ¼r den Monat Juli 2020 i.H.v. 141,24Â â�¬,
vgl. Berechnungsanlage S. 202, 205 VerwA) ab und erweiterte die Beschwer des
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KlÃ¤gers u.a. weiter dahingehend, dass jetzt auch eine Ã�berzahlung wegen
rÃ¼ckstÃ¤ndiger BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile zur GKV/SPV â��bis 31.07.2020â��
(7.451,11 â�¬ GKV, 2.542,32 â�¬ SPV = 9.993,43 â�¬ insgesamt) festgestellt
wurde; gegen die zugleich vorgenommene, den monatlichen Rentenzahlbetrag
schmÃ¤lernde, Festsetzung von GKV-/SPV-BeitrÃ¤gen bzw. Beitragsanteilen im
Rahmen der Rentenneuberechnung ab dem 01.08.2020 hat sich der KlÃ¤ger â��
worauf der Senat vorab aufmerksam gemacht hat â�� zu keinem Zeitpunkt
gewandt (Â§ 77 SGG), sondern ausschlieÃ�lich und ausdrÃ¼cklich gegen die
festgestellte Ã�berzahlung fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis 31.07.2020 i.H.v.
insgesamt 34.208,27 â�¬ (Ã�berzahlung hinsichtlich der BeitragszuschÃ¼sse
23.925,79 â�¬ GKV, 289,05 â�¬ SPV [insgesamt: 24.214,84 â�¬] zzgl.
rÃ¼ckstÃ¤ndige BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile i.H.v. insgesamt 9.993,43 â�¬ [s.o.]).

Eine weitere Ã�nderung des Bescheids vom 02.06.2020, nunmehr in der Fassung
des Bescheids vom 14.07.2020 (s. zuvor), erfolgte sodann â�� ebenfalls noch im
Widerspruchsverfahren gegen den Bescheid vom 02.06.2020 mit der Folge einer
weiteren automatischen Einbeziehung nach Â§Â 86 Halbsatz 1 SGG â�� durch den
Bescheid vom 01.12.2020, mit dem die Beklagte den Bescheid vom 02.06.2020
(also die dortige VerfÃ¼gung der Aufhebung des GKV-
Zuschussbewilligungsbescheids vom 05.03.1999 ab dem 01.04.2002 sowie der
Anordnung eines Erstattungsbetrags i.H.v. insgesamt 24.073,60 â�¬ [Ã�berzahlung
hinsichtlich der BeitragszuschÃ¼sse bis 30.06.2020: 23.784,55 â�¬ GKV, 289,05
â�¬ SPV) ausdrÃ¼cklich aufhob (â��ersetzteâ��, was an der Einbeziehung nach Â§
86 Halbsatz 1 SGG nichts Ã¤ndert, statt vieler nur Bundessozialgericht [BSG]
25.04.2018, B 8 SO 24/16 R, in juris, Rn. 11 m.w.N.) und zugleich (erneut) die
Aufhebung der GKV-Zuschussbewilligung (Bescheid vom 05.03.1999) ab 01.04.2002
sowie eine darauf bezogene Erstattungsanordnung fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002
bis 31.07.2020 i.H.v. (nunmehr) insgesamt 24.214,84 â�¬ [Ã�berzahlung
hinsichtlich der BeitragszuschÃ¼sse 23.925,79 â�¬ GKV, 289,05 â�¬ SPV]
verfÃ¼gte; zugleich ergÃ¤nzte und erweiterte sie den Bescheid vom 14.07.2020 um
die Anordnung einer â��AbfÃ¼hrungâ�� von GKV-/SPV-BeitrÃ¤gen/-Beitragsanteilen
aus der Altersrente rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2016 bis 31.07.2020,
traf also konkludent die oben angesprochenen Feststellungen zur Beitragspflicht,
zur BeitragshÃ¶he und zur rÃ¼ckwirkenden Beitragstragung fÃ¼r diesen Zeitraum,
und verfÃ¼gte die ebenfalls bereits oben dargelegten Einbehaltung der
rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile aus der laufenden Rente i.H.v.
836,18Â â�¬ monatlich. In Ansehung dessen hat der Bescheid vom 01.12.2020
namentlich auch keine das Widerspruchsverfahren gegen den Bescheid vom
02.06.2020 beendende (vollstÃ¤ndige) Abhilfe i.S.d. Â§ 85 Abs. 1 SGG beinhaltet
(s.Â dazu nur Schmidt in Meyer-Ladewig/Keller/Schmidt, SGG, 14. Aufl. 2023, Â§ 86
Rn. 3 a.E. m.w.N., auch zur Rspr. des BSG).

Gegen die Aufhebung der GKV-Zuschussbewilligung ab 01.04.2002 und der
Anordnung einer entsprechenden Erstattung wegen ZuschussÃ¼berzahlung hat
sich der KlÃ¤ger von Anfang an gewandt, ebenso wie gegen eine rÃ¼ckwirkende
GKV-/SPV-Beitragstragung bzw. eine entsprechende monatliche Einbehaltung dieser
rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge von der laufenden Rente. Ã�ber diese
Anfechtungsbegehren hat die Beklagte auch einheitlich und in der Sache mit
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Widerspruchsbescheid vom 17.03.2021 entschieden. Zu keinem Zeitpunkt hingegen
hat der KlÃ¤ger auch nur geltend gemacht (s. schon oben), dass von seiner
Altersrente ab dem 01.08.2020 keine BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile zur GKV/SPV in
Abzug zu bringen wÃ¤ren bzw. dass seine Rente auch Ã¼ber den 31.07.2020
hinaus in gleicher HÃ¶he wie zuvor zu zahlen sei, was in Ansehung der ohne jeden
Zweifel bestehenden â�� von der Krankenkasse bestÃ¤tigten und vom KlÃ¤ger
selbst auch nicht in Zweifel gezogenen â�� Pflichtversicherung in der KVdR seit
01.04.2002 (vgl. Â§ 5 Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 11 SGB V in der Fassung vom
23.03.2002 im Anschluss an Bundesverfassungsgericht [BVerfG] 15.03.2000, 1 BvL
16/96 u.a., BGBl. I S. 130) mit entsprechender Pflichtversicherung in der SPV (Â§ 20
Abs. 1 Nr. 11 SGB XI) und der damit von Gesetzes wegen verbundenen
Beitragspflicht auch ohne jede Grundlage gewesen wÃ¤re.

In Ansehung dessen kommt es im gegebenen Zusammenhang auf die
verfahrensrechtlichen ErwÃ¤gungen der Beteiligten im Widerspruchs- und
Klageverfahren nicht weiter an, ebenso wenig wie auf die diesbezÃ¼glichen
AusfÃ¼hrungen des SG im angefochtenen Urteil â�� der Bescheid vom 02.06.2020
war ohnehin bereits mit Erlass des Bescheids vom 01.12.2020 gegenstandslos
geworden, nachdem ihn die Beklagte damit aufgehoben hatte (Â§ 39 Abs. 2 SGB X)
-, zumal allein die Beklagte RechtsmittelfÃ¼hrerin ist und das Urteil im Umfang der
dort tenorierten Aufhebung keinen Bestand haben kann, allein schon deshalb, weil
das SG unter VerstoÃ� gegen Â§ 123 SGG und den Grundsatz â��ne ultra petitaâ��
(auch) den Bescheid vom 14.07.2020 in GÃ¤nze aufgehoben hat, obgleich die
Rentenneuberechnung unter Feststellung der Beitragspflicht, -tragung
undÂ Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  -hÃ¶he sowie VerfÃ¼gung der Beitragseinbehaltung aus
der Rente (vgl. Â§ 255 Abs. 1 SGB V) ab dem 01.08.2020 zu keinem Zeitpunkt
Gegenstand des prozessual maÃ�geblichen Anfechtungsbegehrens des KlÃ¤gers
gewesen ist (s.o.); dass der anwaltlich vertretene KlÃ¤ger beim SG einen
â��globalenâ�� Anfechtungsantrag gestellt hat, Ã¤ndert daran nichts und hat das
SG auch nicht davon entbunden, auf eine sachdienliche, dem prozessualen
Begehren entsprechende Antragstellung hinzuwirken (Â§ 106 Abs. 1 SGG).

Was die von der Beklagten in den angefochtenen Bescheiden verfÃ¼gte Erstattung
eines Betrags i.H.v. 289,05 â�¬ wegen Ã¼berzahlter SPV-ZuschÃ¼sse im Zeitraum
vom 01.04.2002 bis 31.03.2004 anbelangt, hat die Beklagte daran im
Berufungsverfahren ausdrÃ¼cklich nicht mehr festgehalten (ohnehin ist eine
Aufhebung des SPV-Zuschussbewilligungsbescheids vom 05.03.1999 fÃ¼r die Zeit
vom 01.04.2002 bis 31.03.2004 zu keinem Zeitpunkt, auch nicht konkludent,
erfolgt) und klargestellt, dass damit die Gesamterstattungsforderung wegen
ZuschussÃ¼berzahlung i.H.v. 24.214,84 â�¬ entsprechend (auf 23.925,79 â�¬) zu
reduzieren ist. Damit ist insoweit der Klagegegenstand weggefallen und das
angefochtene Urteil ist in diesem Umfang gegenstandslos geworden, worauf der
Senat vorab hingewiesen hat.

Unter Zugrundelegung dessen hat sich der Senat, insbesondere nach den (schon
nicht gÃ¤nzlich nachvollziehbaren) AusfÃ¼hrungen des SG in den
EntscheidungsgrÃ¼nden zur Klageabweisung im Ã�brigen respektive zur
ergebnisrelevanten teilweisen Verkennung des Streitgegenstands und in Ansehung
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der zwischenzeitlich gegenstandslos gewordenen ErstattungsverfÃ¼gung
hinsichtlich eines Betrags i.H.v. 289,05 â�¬, veranlasst gesehen, im Rahmen des
Berufungsantrags der Beklagten von seiner Befugnis als Rechtsmittelgericht
Gebrauch zu machen und das angefochtene Urteil unter Klageabweisung in vollem
Umfang aus KlarstellungsgrÃ¼nden nicht â��abzuÃ¤ndernâ��, sondern es
insgesamt â�� auch im Kostenpunkt â�� aufzuheben.

Zu Unrecht hat das SG die Bescheide der Beklagten vom 14.07.2020 und vom
01.12.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.03.2021 im Rahmen
der statthaften (reinen) Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Var. 1, Â§ 56 SGG)
des KlÃ¤gers aufgehoben. Hinsichtlich der Anpassung der RentenhÃ¶he ab dem
01.08.2020 unter AbfÃ¼hrung von GKV-/SPV-BeitrÃ¤gen bzw. Beitragsanteilen
ergibt sich dies bereits daraus, dass die Verwaltungsentscheidungen insoweit gar
nicht angefochten gewesen sind (s.o.). Die mit den Bescheiden verfÃ¼gte
Aufhebung der GKV-Zuschussbewilligung fÃ¼r die Zeit vom 01.04.2002 bis zum
31.07.2020 und Anordnung einer Erstattung i.H.v. (noch, s.o.) 23.925,79 â�¬ ist
entgegen dem SG ebenso rechtmÃ¤Ã�ig wie die (konkludente) Feststellung der
Beitragspflicht der Altersrente des KlÃ¤gers zur GKV und SPV, der BeitragshÃ¶he
und der rÃ¼ckstÃ¤ndigen Beitragstragung (i.H.v. insgesamt 9.993,43 â�¬, 7.451,11
â�¬ GKV und 2.542,32 â�¬ SPV) fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2016 bis
31.07.2020 sowie die VerfÃ¼gung der Einbehaltung dieser rÃ¼ckstÃ¤ndigen
BeitrÃ¤ge von der laufenden Rente i.H. eines Monatsbetrags von 836,18 â�¬. Dies
verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

I. Zu Recht hat die Beklagte die Zuschussbewilligung zur GKV mit den
angefochtenen Bescheiden ab 01.04.2002, mithin fÃ¼r die Vergangenheit,
aufgehoben. Ebenso zu Recht fordert die Beklagte vom KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom
01.04.2002 bis 31.07.2020 die Erstattung eines Betrags i.H.v. 23.925,79 â�¬ wegen
Ã¼berzahlter ZuschÃ¼sse zur GKV.

Zutreffend hat die Beklagte als Rechtsgrundlage fÃ¼r ihre Aufhebungsentscheidung
Â§ 48 SGB X herangezogen. Danach (Abs. 1 Satz 1 der Regelung) ist ein
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den
tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines
Verwaltungsakts mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung
eintritt. Der Verwaltungsakt soll mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden (Abs. 1 Satz 2 der Regelung), soweit die
Ã�nderung zugunsten des Betroffenen erfolgt (Nr. 1), der Betroffene einer durch
Rechtsvorschrift vorgeschriebenen Pflicht zur Mitteilung wesentlicher fÃ¼r ihn
nachteiliger Ã�nderungen der VerhÃ¤ltnisse vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig nicht
nachgekommen ist (Nr. 2), nach Antragstellung oder Erlass des Verwaltungsakts
Einkommen oder VermÃ¶gen erzielt worden ist, das zum Wegfall oder zur
Minderung des Anspruchs gefÃ¼hrt haben wÃ¼rde (Nr. 3), oder der Betroffene
wusste oder nicht wusste, weil er die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem
MaÃ�e verletzt hat, dass der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende Anspruch
kraft Gesetzes zum Ruhen gekommen oder ganz oder teilweise weggefallen ist (Nr.
4).
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Der grundsÃ¤tzliche Anspruch des KlÃ¤gers auf einen Beitragszuschuss zur
freiwilligen GKV wurde mit Bescheid vom 05.03.1999 auf unbestimmte Zeit
festgestellt, ebenso wie neuerlich mit VerfÃ¼gungssatz im Bescheid vom
20.02.2001 auf unbestimmte Zeit ab 01.01.2000. In den Ã¼brigen Folge-
Bescheiden (namentlich vom 20.02.2004, 15.08.2005, 22.05.2006, 26.11.2008,
17.01.2019, 14.02.2019) wurde jeweils nicht Ã¼ber die Zuschussbewilligung
entschieden, sondern lediglich die HÃ¶he der jeweiligen ZuschÃ¼sse neu berechnet
(vgl. dazu schon Senatsurteil vom 25.05.2023, L 10 R 39/20, a.a.O. Rn. 40 und vom
22.05.2014, L 10Â R 4623/12, n.v.). 

Die GKV-Zuschussbewilligung war zunÃ¤chst auch rechtmÃ¤Ã�ig. Nach Â§ 106 Abs.
1 Satz 1 SGB VI in der Fassung vom 10.05.1995 (sowie jeweils in allen wÃ¤hrend
des von der Aufhebung erfassten Zeitraums ab 01.04.2002) waren vom
RentenversicherungstrÃ¤ger einem in der GKV freiwillig versicherten
Rentenbezieher ZuschÃ¼sse zu den Aufwendungen zu seiner Krankenversicherung
zu gewÃ¤hren. Diese Voraussetzungen erfÃ¼llte der KlÃ¤ger bis 31.03.2002, weil er
bis dahin als Rentenbezieher in der GKV freiwillig versichert war, entsprechende
BeitrÃ¤ge zu zahlen hatte und auch tatsÃ¤chlich zahlte.

Eine wesentliche Ã�nderung in den, der GKV-Zuschussbewilligung
zugrundeliegenden rechtlichen VerhÃ¤ltnisse i.S.d. Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X trat
sodann mit Ablauf des 31.03.2002 ein. Zu diesem Zeitpunkt entfiel der Anspruch
auf den Beitragszuschuss, weil die freiwillige Krankenversicherung des KlÃ¤gers
zum selben Zeitpunkt kraft Gesetzes aufgrund des Eintritts einer Pflichtversicherung
in der KVdR (vgl. Â§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 SGB V in der Fassung vom 23.03.2002
und der o.g. Entscheidung des BVerfG) endete (Â§Â 191 Nr. 1 SGBÂ V).
DemgemÃ¤Ã� zahlte der KlÃ¤ger an die Krankenkasse auch keine BeitrÃ¤ge zur
freiwilligen Krankenversicherung mehr, was aufgrund der Angaben der
BKK V1 feststeht und dem der KlÃ¤ger auch nichts Substantielles entgegengesetzt
hat; ob er sich (heute) noch daran erinnern kann, ab dem 01.04.2002 keine
freiwilligen BeitrÃ¤ge mehr gezahlt zu haben, ist ohne Belang, denn dies Ã¤ndert
rein nichts an der Beendigung der freiwilligen Versicherung zum 31.03.2002 und
dem kraft Gesetzes (s.o.) erfolgten Ã�bergang in die KVdR zum 01.04.2002.
Deswegen spielt es auch keine Rolle, ob die RechtsvorgÃ¤ngerin der
BKK V1 dereinst einen (deklaratorischen) Bescheid Ã¼ber die StatusÃ¤nderung
erlieÃ� â�� einen solchen hat weder die BKK V1 noch der KlÃ¤ger vorzulegen
vermocht â�� oder ob es sich bei dem genannten Schreiben vom 12.02.2002 nicht
lediglich um ein bloÃ�es, in jener Zeit aufgrund der RechtsÃ¤nderung von den
gesetzlichen Krankenkassen in einer Vielzahl von FÃ¤llen an den von der BVerfG-
Entscheidung betroffenen Versichertenkreis Ã¼bersandtes, Informationsschreiben
(s.Â die Formulierung der BKK V1 in deren Schreiben an die Beklagte vom
07.05.2021, S. 60 SG-Akte) handelte.

Damit hatte der KlÃ¤ger ab dem 01.04.2002 (vgl. Â§Â§ 108, 100 Abs. 3 SGB VI)
keinen Anspruch mehr auf die GewÃ¤hrung eines Zuschusses fÃ¼r eine freiwillige
Krankenversicherung gemÃ¤Ã� Â§ 106 SGB VI.
Die Beklagte durfte mithin dem Grunde nach die GKV-Zuschussbewilligung ab dem
01.04.2002 mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼cknehmen und hat dies
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entgegen dem KlÃ¤gervorbringen auch wirksam getan.

Die angefochtenen Bescheide sind formell rechtmÃ¤Ã�ig, inhaltlich hinreichend
bestimmbar und die dort ausdrÃ¼cklich verfÃ¼gte Aufhebung der GKV-
Zuschussbewilligung ab 01.04.2002 bezieht sich in der Sache klar auf die letzte,
diesen Geltungszeitraum umfassende Bewilligung, ausgehend von dem
entsprechenden VerfÃ¼gungssatz mithin die im Bescheid vom 20.02.2001 (der den
Bescheid vom 05.03.1999 ab dem 01.01.2020 erledigt hatte, Â§ 39 Abs.Â 2 SGB X).

Der KlÃ¤ger ist vor Erlass der angefochtenen Ausgangsbescheide (mehrmals)
angehÃ¶rt worden und die AnhÃ¶rungen umfassten zum einen die Tatsachen, auf
die im Anschluss an die letzte AnhÃ¶rung (Schreiben vom 30.10.2020) der
abschlieÃ�ende Aufhebungsausgangsverwaltungsakt vom 01.12.2020 von der
Beklagten gestÃ¼tzt worden ist (Â§ 24 SGB X), und zum anderen den
Erstattungsbetrag, der im Anschluss an die AnhÃ¶rung durch eben diesen
schriftlichen Verwaltungsakt festgesetzt worden ist (Â§ 50 Abs. 3 SGB X). Zudem
hat sich der KlÃ¤ger sowohl im AnhÃ¶rungsverfahren als auch im
Widerspruchsverfahren hinlÃ¤nglich und breit geÃ¤uÃ�ert.

Die Aufhebungsentscheidung der Beklagten umfasst nach deren Auslegung klar und
eindeutig die GKV-Zuschussbewilligung fÃ¼r die Zeit ab dem 01.04.2002 und ist
demgemÃ¤Ã� auch hinreichend bestimmt (Â§ 33 Abs. 1 SGB X). Zwar hat die
Beklagte konkret datumsmÃ¤Ã�ig nur den Bescheid vom 05.03.1999 genannt und
nicht den Bescheid vom 20.02.2001. Indes ist die Entscheidung nicht dergestalt zu
verstehen â�� und durfte auch nicht so verstanden werden -, dass die Beklagte
damit allein den Bescheid vom 05.03.1999 zurÃ¼ckgenommen hÃ¤tte oder auch
nur hat zurÃ¼cknehmen wollen.

MaÃ�stab fÃ¼r die Auslegung von Verwaltungsakten ist der objektive
EmpfÃ¤ngerhorizont (dazu nur BSG 25.10.2017, B 14 AS 9/17 R, in juris, Rn. 21 ff.
m.w.N., st. Rspr.; Senatsurteil vom 16.11.2023, L 10 R 586/21, in juris, Rn. 45, auch
zum Nachfolgenden). Verwaltungsakte sind auszulegen in Anwendung der fÃ¼r die
Auslegung von WillenserklÃ¤rungen geltenden GrundsÃ¤tze (Â§Â§ 133, 157
BÃ¼rgerliches Gesetzbuch [BGB]). FÃ¼r die Auslegung kommt es Ã¼ber den
bloÃ�en Wortlaut hinaus auf den objektiven Sinngehalt des Verwaltungsakts an,
also darauf, wie der EmpfÃ¤nger dessen Inhalt (VerfÃ¼gungssatz und
BegrÃ¼ndung) bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung nach den UmstÃ¤nden des
Einzelfalls objektiv verstehen konnte und musste. Die Auslegung geht aus vom
EmpfÃ¤ngerhorizont eines verstÃ¤ndigen Beteiligten, der alle BegleitumstÃ¤nde
und ZusammenhÃ¤nge (Vorgeschichte, AntrÃ¤ge, Begleitschreiben, Situation des
Adressaten, genannte Rechtsnormen, auch Interesse der BehÃ¶rde)
berÃ¼cksichtigt, welche die BehÃ¶rde erkennbar in ihre Entscheidung einbezogen
hat. Auch zur Auslegung von Aufhebungsverwaltungsakten kann auf den gesamten
Inhalt des Bescheids einschlieÃ�lich der von der BehÃ¶rde gegebenen
BegrÃ¼ndung, auf frÃ¼her zwischen den Beteiligten ergangene Verwaltungsakte
oder auf allgemein zugÃ¤ngliche Unterlagen zurÃ¼ckgegriffen werden. Diese
AuslegungsmÃ¶glichkeiten finden bei Aufhebungsverwaltungsakten ihre Grenze
dort, wo es dem Adressaten Ã¼berlassen bleibt, Gegenstand, Inhalt, Zeitpunkt und
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Umfang der Aufhebung zu bestimmen, weil der in begÃ¼nstigende
Rechtspositionen eingreifende LeistungstrÃ¤ger verpflichtet ist, diese Entscheidung
selbst zu treffen und dem Adressaten bekanntzugeben.

Ausgehend hiervon ist in den angefochtenen Bescheiden, namentlich im Bescheid
vom 01.12.2020 und im Widerspruchsbescheid, hinreichend klar und im vollen
Umfang festgelegt worden, dass die Beklagte ihre Aufhebung auf â��die
Zuschussbewilligungâ�� (GKV) ab dem 01.04.2002 bezogen hat.

Aus dem Gesamtzusammenhang der VerfÃ¼gungssÃ¤tze der Aufhebung und
Erstattung, dem Inhalt der BegrÃ¼ndung der Bescheide und den bekannten
UmstÃ¤nden ergibt sich fÃ¼r den KlÃ¤ger als objektiven EmpfÃ¤nger unzweideutig,
dass nicht (nur) der datumsmÃ¤Ã�ig bezeichnete Bescheid vom 05.03.1999,
sondern vielmehr die fÃ¼r den Zeitraum vom 01.04.2002 bis 31.07.2020 Geltung
beanspruchende Zuschussbewilligung an sich â�� mithin der Sache nach der
Bescheid vom 20.02.2001, denn nur dieser hatte im Zeitraum ab dem 01.04.2002
Ã¼berhaupt noch GÃ¼ltigkeit â�� von der Aufhebung ebenso wie von der
Erstattungsanordnung erfasst sein sollte.

Auf diese bekannten UmstÃ¤nde ist der KlÃ¤ger bereits in den AnhÃ¶rungen sowie
in den BescheidbegrÃ¼ndungen klar und verstÃ¤ndlich hingewiesen worden. Er
wusste danach auch, dass es vorliegend darum geht,Â dass er den GKV-Zuschuss
seit dem 01.04.2002 zu Unrecht gezahlt bekommen hat und dass er die dadurch
entstandene Ã�berzahlung im Zeitraum vom 01.04.2002 bis zum 31.07.2020 (dem
letzten Monat, in dem ihm der Zuschuss gezahlt worden war) zu erstatten hat.

Unter Zugrundelegung dieser MaÃ�stÃ¤be kommt dem Umstand, dass die Beklagte
in den angefochtenen Bescheiden lediglich den (schon gegenstandslos gewordenen,
s.o.) Bescheid vom 05.09.1999 datumsmÃ¤Ã�ig bezeichnete, keine weitere
Bedeutung zu (vgl. nur BSG 25.10.2017, BÂ 14 AS 9/17 R, a.a.O. Rn. 31 f.;
Senatsurteil vom 16.11.2023, L 10 R 586/21, a.a.O. Rn. 49; s.Â auch schon BSG
07.07.2005, B 3 P 8/04 R, in juris, Rn. 19 f. m.w.N.), eben weil die angefochtenen
Bescheide bei zutreffender Auslegung ihres Inhalts â�� Aufhebung der GKV-
Zuschussbewilligung ab 01.04.2002 wegen Wegfalls der Anspruchsvoraussetzungen
und Erstattung der Ã¼berzahlten ZuschÃ¼sse im Zeitraum vom 01.04.2002 bis zur
letztmaligen Auszahlung mit der Juli 2020-Rente â�� bei BerÃ¼cksichtigung des
erkennbaren Willens der Beklagten gerade nicht (allein) den gegenstandslos
gewordenen Bescheid vom 05.03.1999 erfassen, sondern vielmehr die im Zeitraum
ab 01.04.2002 (allein noch) geltende Bewilligung, nÃ¤mlich durch den Bescheid
vom 20.02.2001. Wie schon dargelegt, beruht eine solche Auslegung auf dem
objektiven VerstÃ¤ndnishorizont des EmpfÃ¤ngers des Aufhebungsverwaltungsakts,
der â�� wie der KlÃ¤ger â�� die UmstÃ¤nde des Einzelfalls in der
Aufhebungssituation kennt.

DemgemÃ¤Ã� schlieÃ�t die bloÃ�e datumsmÃ¤Ã�ige Bezeichnung eines einzelnen
Bescheids eine Auslegung von Aufhebungsverwaltungsakten nach dem objektiven
EmpfÃ¤ngerhorizont nicht dahingehend aus, dass Ã¼ber die im Wortlaut des
VerfÃ¼gungssatzes eines Aufhebungsverwaltungsakts Ã¼ber konkret bezeichnete
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Bescheide hinaus weitere (nachgehende) Verwaltungsentscheidungen von der
Aufhebung umfasst sind, zumal wenn diese â�� wie auch vorliegend â�� die
festgesetzte Erstattungsforderung fÃ¼r einen genau umrissenen Zeitraum tragen
(BSG 25.10.2017, B 14 AS 9/17 R, a.a.O. Rn. 32; Senatsurteil vom 16.11.2023, L 10
R 586/21, a.a.O. Rn. 50; s. auch Landessozialgericht [LSG] Sachsen-Anhalt
06.05.2021, L 1 R 361/18, in juris, Rn. 54: â��unschÃ¤dlich ist, dass der weitere
Rentenbescheid vom 11. August 2000 nicht ausdrÃ¼cklich zurÃ¼ckgenommen
wurdeâ��, die dagegen gerichtete Nichtzulassungsbeschwerde hatte keinen Erfolg:
BSG 19.10.2021, B 5 R 204/21 B, in juris).

Der Senat vermag sich daher der Auffassung des SG, das sich ohnehin mit der
genannten Rechtsprechung nicht auseinandergesetzt hat, nicht anzuschlieÃ�en.
Richtigerweise ergibt sich vielmehr, dass die Beklagte vorliegend mit den
angefochtenen Bescheiden fÃ¼r einen objektiven EmpfÃ¤nger hinreichend
erkennbar und vom KlÃ¤ger auch so erkannt die im Zeitraum ab 01.04.2002 allein
noch wirksame GKV-Zuschussbewilligung aufheben wollte und aufgehoben hat und
deswegen eine damit korrespondierende ZuschussÃ¼berzahlung i.H.v. 23.925,79
â�¬ (s. dazu bereits die AufschlÃ¼sselung auf S. 11 der Berechnungsanlage zum
Bescheid vom 14.07.2020) vom KlÃ¤ger erstattet verlangt.

Die weiteren Aufhebungsvoraussetzungen nach Â§ 48 SGB X, unter denen die
Beklagte die GKV-Zuschussbewilligung mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
aufheben durfte, liegen ebenfalls vor.

Der KlÃ¤ger ist einer durch Rechtsvorschrift vorgeschriebenen Pflicht zur Mitteilung
wesentlicher fÃ¼r ihn nachteiliger Ã�nderungen der VerhÃ¤ltnisse
vorsÃ¤tzlich/grob fahrlÃ¤ssig nicht nachgekommen (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB X
). Vorsatz in diesem Sinne liegt vor, wenn der BegÃ¼nstigte wissentlich und gewollt
gehandelt hat, wobei Eventualvorsatz â�� also ein FÃ¼rmÃ¶glichhalten unter
billigender Inkaufnahme des Erfolgseintritts â�� genÃ¼gt, grobe FahrlÃ¤ssigkeit,
wenn der BegÃ¼nstigte schon einfachste, ganz naheliegende Ã�berlegungen nicht
angestellt und daher nicht beachtet hat, was im gegebenen Fall jedem hat
einleuchten mÃ¼ssen (vgl. statt vieler nur Senatsurteil vom 16.11.2023, L 10 R
586/21, a.a.O. Rn. 55; SchÃ¼tze in ders., SGB X, 9. Aufl. 2020, Â§ 48 Rn. 28 und Â§
45 Rn. 60, beide m.w.N. zur hÃ¶chstrichterlichen Rspr.).

Der KlÃ¤ger hat es â�� zur Ã�berzeugung des Senats jedenfalls
eventualvorsÃ¤tzlich, zumindest grob fahrlÃ¤ssig â�� unterlassen, der Beklagten
seine Beendigung der freiwilligen Versicherung mit Ablauf des 31.03.2002
mitzuteilen. Dazu war er gesetzlich verpflichtet. Dies ergibt sich aus Â§ 60 Abs.Â 1
Satz 1 Nr.Â 2 SGB I, wonach derjenige, der Sozialleistungen beantragt oder erhÃ¤lt,
u.a. Ã�nderungen in den VerhÃ¤ltnissen, die fÃ¼r die Leistung erheblich sind,
unverzÃ¼glich mitzuteilen hat.

Ã�ber diese Pflicht ist der KlÃ¤ger bereits in seinem Zuschussantrag ausdrÃ¼cklich,
eindeutig, klar und unmissverstÃ¤ndlich hingewiesen worden, denn dort wurde
ausgefÃ¼hrt, dass namentlich die â��Beendigung der freiwilligen
Krankenversicherungâ�� und â��jedeâ�� Ã�nderung der BeitragshÃ¶he der
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Beklagten unverzÃ¼glich mitzuteilen ist. Auch mit den Bewilligungsbescheiden vom
05.03.1999 und 20.02.2001 wurde der KlÃ¤ger entsprechend belehrt (â��Der
Anspruch auf BeitragszuschuÃ� entfÃ¤llt mit der Aufgabe oder dem Ruhen der
freiwilligen Krankenversicherung und bei Eintritt von Krankenversicherungspflicht.
Daher besteht die gesetzliche Verpflichtung, uns jede Ã�nderung des
KrankenversicherungsverhÃ¤ltnisses und jede Ã�nderung der BeitragshÃ¶he
unverzÃ¼glich mitzuteilen.â��) und in den zahlreichen nachfolgenden
Neuberechnungsbescheiden (s.o.) wurde darauf verwiesen bzw. â�� so etwa in den
Bescheiden vom 15.08.2005, 22.05.2006, 17.01.2019 und 14.02.2019 â�� die
Belehrung ausdrÃ¼cklich wiederholt (â��Der Anspruch auf Beitragszuschuss fÃ¼r
die freiwillige Krankenversicherung entfÃ¤llt mit der Aufgabe oder dem Ruhen
dieser Krankenversicherung, mit dem Beginn der Beitragsfreiheit oder bei Eintritt
von Krankenversicherungspflicht. Es besteht die gesetzliche Verpflichtung, uns jede
Ã�nderung des KrankenversicherungsverhÃ¤ltnisses unverzÃ¼glich
mitzuteilen.â��). Dass der KlÃ¤ger dies alles â��vergessenâ�� oder nicht
verstanden haben will, vermag der Senat weder sachlich-inhaltlich nachzuvollziehen
noch dem KlÃ¤ger zu glauben, zumal er sich ohnehin nur pauschal und ohne jede
Substanz eingelassen hat.

Im Ã�brigen wusste der KlÃ¤ger zur Ã�berzeugung des Senats auch unter
BerÃ¼cksichtigung seiner individuellen Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit seit dem
01.04.2002 positiv, dass er keine BeitrÃ¤ge zur freiwilligen Krankenversicherung
mehr zahlte â�� sodass sich die HÃ¶he seiner BeitrÃ¤ge fÃ¼r die freiwillige
Krankenversicherung denklogisch auf â��0 â�¬â�� reduziert hatte -, er also keine
entsprechenden Aufwendungen mehr hatte. Die bloÃ�e Behauptung, er habe
â��geglaubtâ��, weiterhin freiwillig krankenversichert zu sein, entbehrt schon in
Ansehung der Einstellung der Zahlung freiwilliger BeitrÃ¤ge zur
Krankenversicherung jeglicher Grundlage und ist als reine Schutzbehauptung zu
qualifizieren, zumal der KlÃ¤ger auch wusste, dass eine solche freiwillige GKV â��
anders als bei einer Pflichtversicherung â�� mit einer entsprechenden
Beitragszahlung durch ihn selbst unmittelbar an die Krankenkasse einhergeht, denn
er war vor Eintritt in die freiwillige Krankenversicherung zum 01.10.1998 jahrelang
krankenpflichtversichert gewesen.

Dem KlÃ¤ger war auch klar, dass die Beklagte die ZuschÃ¼sse gerade fÃ¼r
Aufwendungen zur freiwilligen GKV gewÃ¤hrte. Denn genau hierauf bezog sich sein
Antrag vom 16.06.1998, in dem u.a. explizit auf die â��tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen fÃ¼r die Krankenversicherungâ�� hingewiesen wurde, und
korrespondierend hierzu hatte ihm die Beklagte die ZuschÃ¼sse bewilligt. Auch in
der Folge stellte der KlÃ¤ger nicht einmal Erkundigungen bei der Krankenkasse oder
der Beklagten an, obgleich sich der Rentenzahlbetrag nicht um den Betrag der
gezahlten ZuschÃ¼sse verringert hatte, er keine BeitrÃ¤ge mehr zur freiwilligen
Krankenversicherung â��aus eigener Tascheâ�� zahlte und gleichwohl weiterhin
krankenversichert gewesen ist.

Damit hat der KlÃ¤ger die Aufhebungsvoraussetzung des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
SGB X erfÃ¼llt.
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Soweit der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers gemeint hat, zum 01.04.2002 sei
beim KlÃ¤ger Ã¼berhaupt keine fÃ¼r ihn nachteilige Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse
i.S.d. der genannten Norm eingetreten, erschlieÃ�t sich dieser Vortrag schon im
Ansatz nicht. Wie dargelegt, hatte der KlÃ¤ger ab dem 01.04.2002 keine
Aufwendungen mehr fÃ¼r eine (freiwillige) Krankenversicherung und damit auch
keinen Anspruch auf den ihm weiterhin â�� bis 31.07.2020 (sic!) â�� monatlich
gezahlten GKV-Zuschuss, der gerade â��zu den Aufwendungen fÃ¼r die
Krankenversicherungâ�� gewÃ¤hrt wird (Â§ 106 Abs. 1 Satz 1 SGB VI).

Soweit die KlÃ¤gerseite ihr Vorbringen maÃ�geblich darauf gestÃ¼tzt hat, die
Krankenkasse habe der Beklagten bereits im Februar 2002 den Wechsel in die KVdR
bzw. die Beendigung der freiwilligen Krankenversicherung ab 01.04.2002 mitgeteilt,
ist dieses Vorbringen fÃ¼r Â§ 48 Abs. 1 SatzÂ 2 Nr. 2 SGB X ohne jede Bedeutung.
Wie der Senat bereits mehrmals entschieden hat (s.Â nur Senatsurteil vom
25.05.2023, L 10 R 39/20, a.a.O. Rn.Â 51), Ã¤ndert der Umstand, dass ein
Versicherter, der als Leistungsbezieher von BeitragzuschÃ¼ssen der
Rentenversicherung dieser (sic!) die Beendigung seiner freiwilligen
Krankenversicherung nicht mitgeteilt hat und stattdessen davon ausgegangen sein
will, die Krankenkasse habe der Rentenversicherung die Beendigung
ordnungsgemÃ¤Ã� gemeldet, nichts daran (vgl. nur BSG 29.03.2022, BÂ 12 KR 1/20
R, in juris, Rn.Â 32 m.w.N.), dass allein den Versicherten als Leistungsbezieher die
gesetzliche Pflicht des Â§Â 60 Abs.Â 1 Satz 1 Nr. 2 SGB I trifft (Senatsurteil a.a.O.)
und zwar gegenÃ¼ber dem LeistungstrÃ¤ger, fÃ¼r dessen Leistungserbringung die
Tatsachen und die Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse (hier: Wechsel in die KVdR)
â��erheblichâ�� sind, vorliegend also gegenÃ¼ber der Beklagten als
Leistungserbringer des GKV-Zuschusses zur Altersrente (s. dazu nur Senatsurteil
vom 16.11.2023, L 10 R 586/21, a.a.O. Rn. 60 m.w.N., u.a. auf BSG 29.03.2022, B
12 KR 1/20 R, in juris, Rn. 32 m.w.N.). Dieser Verpflichtung ist der KlÃ¤ger zu
keinem Zeitpunkt gegenÃ¼ber der Beklagten (sic!) nachgekommen.

Ohnehin fehlt seinem Vorbringen, er sei von einer entsprechenden Meldung der
Krankenkasse an die Beklagte ausgegangen, jede Grundlage. Wie dargelegt wusste
der KlÃ¤ger, dass er seit dem 01.04.2002 keine Aufwendungen mehr fÃ¼r seine
Krankenversicherung hatte, er wusste, dass der Zuschuss nur und gerade wegen
solcher Aufwendungen gezahlt wird, er wusste durch die unverÃ¤nderten
monatlichen RentenzahlungseingÃ¤nge, dass sich der Zahlbetrag nicht verringert
hatte, er wusste durch die nachfolgenden Rentenneuberechnungsbescheide, dass
der Zuschuss nicht nur weitergezahlt wurde, sondern die Beklagte ihn im Laufe der
Zeit gar erhÃ¶hte (s. z.B. Bescheid vom 15.08.2005: 87,93Â â�¬ und Bescheid vom
22.05.2006: 90,79 â�¬) und er wusste aufgrund der vielfachen Belehrungen, dass
er der Beklagten (sic!) Ã�nderungen im KrankenversicherungsverhÃ¤ltnis bzw.
seiner Aufwendungen fÃ¼r die Krankenversicherung respektive seiner
BeitragshÃ¶he unverzÃ¼glich mitzuteilen hatte; ferner wusste er â�� weil ebenfalls
unschwer aus den Rentenneuberechnungsbescheiden erkennbar -, dass von seiner
Rente auch keine BeitrÃ¤ge zur (nunmehr pflichtigen) Krankenversicherung
abgefÃ¼hrt wurden.

Dass der KlÃ¤ger in Ansehung all dessen â�� Ã¼ber einen Zeitraum von mehr als
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18 Jahren (sic!) â��Â geglaubt haben will, die Krankenkasse habe der Beklagten den
Wechsel in die Pflichtversicherung dereinst ordnungsgemÃ¤Ã� mitgeteilt bzw. er sei
weiterhin freiwillig krankenversichert (freilich ohne Zahlung entsprechender
BeitrÃ¤ge), ist nicht nur fernliegend, sondern nachgerade abwegig und belegt fÃ¼r
den Senat eindrucksvoll, dass der KlÃ¤ger im Wissen um die genannten UmstÃ¤nde
die Weiterzahlung der unrechtmÃ¤Ã�igen GKV-ZuschÃ¼sse jedenfalls billigend in
Kauf genommen hat.

Ohnehin, auch dies hat der Senat bereits mehrmals entschieden (s. erneut z.B.
Senatsurteil vom 16.11.2023, L 10 R 586/21, a.a.O. Rn. 61 und vom 25.05.2023, L
10 R 39/20, a.a.O. Rn. 54 m.w.N., auch zur Rspr. des BSG), dass â�� aus welchen
GrÃ¼nden auch immer â�� fehlerhafte oder auch fehlende
DatensatzÃ¼bermittlungen anderer SozialversicherungstrÃ¤ger respektive der
Einzugsstellen dem RentenversicherungstrÃ¤ger nicht, auch nicht unter dem
Gesichtspunkt einer sog. â��Funktionseinheitâ��, zuzurechnen sind, dass im
VerhÃ¤ltnis eines leistenden TrÃ¤gers gegenÃ¼ber Versicherten auch keine
Verpflichtung besteht, in deren Interesse bei anderen SozialversicherungstrÃ¤gern
Datenabgleiche durchzufÃ¼hren und dass die Meldepflicht nach Â§Â 201 Abs. 5
Satz 1 SGB V allein dazu dient, dem RentenversicherungstrÃ¤ger die AbfÃ¼hrung
der BeitrÃ¤ge (s. namentlich Â§ 255 Abs.Â 1 SGBÂ V) zu ermÃ¶glichen, nicht jedoch
dazu, den die Pflicht aus Â§ 60 Abs. 1 SatzÂ 1 Nr.Â 2 SGBÂ I missachtenden
Versicherten vor Ã�berzahlungen durch ungerechtfertigte ZuschÃ¼sse des
leistenden RentenversicherungstrÃ¤gers zu schÃ¼tzen. Diese Pflicht zur Mitteilung
Ã¼ber Ã�nderungen in den VerhÃ¤ltnissen (vorliegend: Beendigung der freiwilligen
Krankenversicherung ab 01.04.2002), die fÃ¼r die Leistung (vorliegend der GKV-
Zuschuss) erheblich sind, trifft â�� wie schon dargelegt â�� ausschlieÃ�lich den
Versicherten, vorliegend also den KlÃ¤ger (vgl. nur die eingangs genannten
Senatsurteile m.w.N.).

FÃ¼r die Verletzung der Mitteilungspflicht des KlÃ¤gers im Zusammenhang mit Â§
48 Abs. 1 SatzÂ 2 Nr. 2 SGB X kommt es auch Ã¼berhaupt nicht entscheidend
darauf an, ob gerade die Nichtmitteilung durch den Versicherten â�� oder eine nicht
erfolgte bzw. nicht verarbeitete Datensatzmeldung eines anderen
VersicherungstrÃ¤gers â�� kausal fÃ¼r die Ã�berzahlung oder eine verspÃ¤tete
Aufhebung eines Bewilligungsbescheids gewesen ist (Senatsurteil vom 25.05.2023, 
L 10 R 39/20, a.a.O. Rn. 52, auch zum Nachfolgenden), es reicht der sog.
Pflichtwidrigkeitszusammenhang aus, also die Nichtbeachtung von
Mitteilungspflichten, die die Erbringung von Leistungen gerade in dem konkreten
Zusammenhang verhindern sollen (BSG 09.02.2006, B 7a AL 58/05Â R, in juris, Rn.
17 m.w.N.). Die Mitteilungspflicht des Â§ 60 Abs. 1 SGB I dient dazu, der
zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde die Ã�berprÃ¼fung der LeistungsgewÃ¤hrung zu
ermÃ¶glichen. Insoweit kann nicht bezweifelt werden, dass die Pflicht, die
Beendigung einer freiwilligen Krankenversicherung mitzuteilen, jedenfalls die
Zahlung eines Beitragszuschusses fÃ¼r die Zeit der Pflichtversicherung verhindern
soll (vgl. BSG a.a.O.). Dies reicht aus.

Selbst wenn dem KlÃ¤ger die Belehrungen im Zuschussbewilligungsbescheid und in
den nachfolgenden (Renten-)Bescheiden in der Folgezeit nicht mehr prÃ¤sent
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gewesen sein sollten â�� was er nicht einmal auch nur konkret behauptet hat -,
hÃ¤tte es ihm, wie jedem anderen verstÃ¤ndigen Versicherten auch, oblegen und
auch aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, jedenfalls den Zuschussbewilligungsbescheid zu Rate
zu ziehen bzw. ihn erneut zu lesen (zur Verpflichtung von Versicherten, Bescheide
nebst Anlagen vollstÃ¤ndig zu lesen und deren Inhalte zur Kenntnis zu nehmen s.
nur BSG 08.02.2001, B 11 AL 21/00 R, in juris, Rn. 25 m.w.N.; Senatsurteil vom
16.11.2023, L 10 R 586/21, a.a.O. Rn. 62 m.w.N., st. Rspr.).

Auch ansonsten spielt es keine Rolle, ob der KlÃ¤ger dereinst die rechtlichen
UmstÃ¤nde seines Wechsels in die KVdR in Folge der Entscheidung des BVerfG
verstanden hat oder nicht. Es kommt allein darauf an, dass er zur Ã�berzeugung
des Senats wusste, dass er keine Aufwendungen mehr zur freiwilligen Versicherung
hatte, dass er wusste, dass er diese ZuschÃ¼sse gerade im Hinblick auf solche
Aufwendungen erhielt, dass er wusste, dass die ZuschÃ¼sse von der Beklagten
gleichwohl weitergezahlt wurden und dass er wusste, dass er ihr Ã¼ber die
Ã�nderung seines Krankenversicherungsstatus bzw. jedenfalls die Einstellung der
Zahlung freiwilliger BeitrÃ¤ge hÃ¤tte Mitteilung machen mÃ¼ssen.

Unter Zugrundelegung dessen hat der KlÃ¤ger zur Ã�berzeugung des Senats auch
i.S. jedenfalls einer billigenden Inkaufnahme gewusst â�� zumindest grob
fahrlÃ¤ssig nicht gewusst -, dass der sich aus der Zuschussbewilligung ergebende
Anspruch auf ZuschÃ¼sse zur GKV ab dem 01.04.2002 weggefallen war (Â§ 48 Abs.
1 Satz 2 Nr. 4 SGB X). Denn er wusste â�� wie schon aufgezeigt -, dass er seit dem
01.04.2002 keine BeitrÃ¤ge zur freiwilligen Krankenversicherung mehr zahlte, also
keine entsprechenden Aufwendungen mehr hatte, und ihm war klar, dass die
Beklagte die ZuschÃ¼sse gerade fÃ¼r Aufwendungen zur freiwilligen GKV
gewÃ¤hrte. Denn genau hierauf bezog sich sein Antrag vom 16.06.1998 (s.o.).

Dass der KlÃ¤ger geglaubt haben will, er habe (weiterhin) einen Anspruch auf einen
Zuschuss zu Aufwendungen, die er tatsÃ¤chlich gar nicht mehr hatte â�� er zahlte
ja gerade keine BeitrÃ¤ge mehr an die Krankenkasse -, bewertet der Senat als
nachgerade abwegig. Auch erschlieÃ�t sich schon nicht, dass der KlÃ¤ger geglaubt
haben sollte, ohne Beitragszahlung an die Krankenkasse â�� und in Folge auch
Geltendmachung der Zahlung freiwilliger BeitrÃ¤ge â�� gleichwohl dort weiterhin
freiwillig krankenversichert zu sein. Der Senat hat in Ansehung der dargelegten
UmstÃ¤nde auch keinerlei Zweifel, dass der KlÃ¤ger Ã¼ber seinen Wechsel in die
KVdR zum 01.04.2002 informiert war; sein pauschales Bestreiten, im Februar 2002
keinerlei Schreiben von der Krankenkasse erhalten zu haben, ist allein vor dem
Hintergrund, dass er ab April 2002 keine BeitrÃ¤ge mehr an die Krankenkasse
zahlte, in Folge auch zu keinem Zeitpunkt (aus seiner angeblichen Sicht) auch nur
Anlass sah, sich zu seinem Krankenversicherungsschutz bei der Krankenkasse oder
auch der Beklagten zu erkundigen (geschweige denn zu den weitergezahlten GKV-
ZuschÃ¼ssen) und dem Umstand, dass die Beklagte in den nach dem 01.04.2002
erlassenen Folgebescheiden Ã¼ber die HÃ¶he des weitergezahlten GKV-Zuschusses
informierte bzw. den Zuschuss gar erhÃ¶hte, nicht durchgreifend und nicht
geeignet, die Ã�berzeugung des Senats von der BÃ¶sglÃ¤ubig- und Unlauterkeit
des KlÃ¤gers zu erschÃ¼ttern. Es ist nachgerade abwegig und fernliegend, dass der
KlÃ¤ger gemeint haben will, mit der GKV-Zuschussbewilligung habe alles seine
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Ordnung, nachdem er von einem SozialleistungstrÃ¤ger Ã¼ber einen Zeitraum von
mehr als 18 Jahren auf seinen eigenen Antrag hin Geldleistungen zum Ausgleich von
Aufwendungen erhalten hat, die er seit dem 01.04.2002 Ã¼berhaupt nicht mehr
hatte. Die angebliche Datensatzmeldung der Krankenkasse an die Beklagte spielt
im Ã�brigen fÃ¼r die Bejahung der Voraussetzungen des Â§ 48 Abs.Â 1 Satz 2
Nr.Â 4 SGB X von vornherein keine Rolle (Senatsurteil vom 25.05.2023, L 10 R
39/20, a.a.O. Rn.Â 47).

Ebenso keine Rolle spielt, dass der Versicherte die Rechtswidrigkeit der erfolgten
Ã�berzahlung â��nach Heller und Pfennigâ�� gekannt bzw. grob fahrlÃ¤ssig nicht
gekannt hat; es reicht vielmehr aus, dass er hinsichtlich des Wegfalls der
Anspruchsvoraussetzungen des Zuschusses bÃ¶sglÃ¤ubig gewesen ist (vgl. nur
Senatsurteil vom 16.11.2023, L 10 R 586/21, a.a.O. Rn. 64 unter Hinweis auf BSG
27.07.2000, B 7 AL 88/99 R, in juris, Rn. 21). Daran hat der Senat im Falle des
KlÃ¤gers keinerlei Zweifel.

Dabei geht es auch gerade nicht darum, irgendwelche Rentenberechnungen
nachzuvollziehen oder komplexe bzw. intellektuell schwere Ã�berlegungen
anzustellen. Denn der KlÃ¤ger wusste zum einen, dass der Zuschuss auch Ã¼ber
den 01.04.2002 hinaus tatsÃ¤chlich gezahlt wurde und dass er seither keine
Aufwendungen mehr zur freiwilligen Krankenversicherung hatte (s.o.). Ohnehin
ergibt sich die fortdauernde ZuschussgewÃ¤hrung klar und eindeutig namentlich
aus den Bescheiden vom 20.02.2004, 15.08.2005, 22.05.2006, 26.11.2008,
17.01.2019 und 14.02.2019, ohne dass irgendwelche weitergehenden
Ã�berlegungen anzustellen gewesen wÃ¤ren.

SchlieÃ�lich Ã¤ndert an der BÃ¶sglÃ¤ubig- und Unlauterkeit des KlÃ¤gers nichts,
dass er zwischenzeitlich 86 Jahre alt und â��gesundheitlich angeschlagenâ�� ist
und dass er sich wegen des langen Zeitablaufs an nichts mehr konkret erinnern
kÃ¶nnen soll, was die KlÃ¤gerseite pauschal geltend gemacht hat. UnabhÃ¤ngig
davon, dass es maÃ�geblich auf den Zeitpunkt des Eintritts der wesentlichen
Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen (hier: 01.04.2002; da war der KlÃ¤ger im Ã�brigen
erst 63 Jahre alt) ankommt (vgl. Senatsurteil vom 16.11.2023, L 10 R 586/21, a.a.O.
Rn. 66 unter Hinweis auf BSG 27.07.2000, B 7 AL 88/99 R, a.a.O. Rn. 22), hat der
Senat keinerlei Zweifel daran, dass der KlÃ¤ger im gesamten Zeitraum von April
2002 bis zur â��Aufdeckungâ�� der unberechtigten ZuschussgewÃ¤hrung im
FrÃ¼hjahr 2020 durchgÃ¤ngig Ã¼ber die erforderliche Einsichts- und
UrteilsfÃ¤higkeit verfÃ¼gte, zumal â�� wie schon dargelegt â�� irgendwelche
weitergehenden Ã�berlegungen nicht anzustellen waren und ohnehin UmstÃ¤nde,
die die BÃ¶sglÃ¤ubigkeit zu irgendeinem Zeitpunkt hÃ¤tten â��wegfallenâ��
lassen, weder nicht ersichtlich, geschweige denn konkret dargetan sind, zumal der
KlÃ¤ger seiner Mitteilungspflicht gegenÃ¼ber der Beklagten zu keinem Zeitpunkt
nachgekommen ist. BloÃ�e (tatsÃ¤chliche oder vermeintliche) ErinnerungslÃ¼cken
Ã¤ndern, wie ebenfalls schon dargelegt, an der Unlauterkeit rein nichts. Ob der
KlÃ¤ger zum Zeitpunkt des Erlasses der angefochtenen Bescheide irgendwie
â��gesundheitlich angeschlagenâ�� gewesen oder es seither ist, ist materiell-
rechtlich ohne jegliche Relevanz.
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Damit liegen auf Tatbestandsseite die Voraussetzungen fÃ¼r eine Aufhebung der
Zuschussbewilligungen mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit sowohl nach Â§ 48 Abs.
1 Satz 2 Nr. 2 als auch nach Nr. 4 SGBÂ X vor.

Auf Rechtsfolgenseite des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 SGB X bedeutet das Wort â��sollâ��,
dass der LeistungstrÃ¤ger in der Regel den Verwaltungsakt rÃ¼ckwirkend aufheben
muss, er jedoch in atypischen FÃ¤llen nach seinem Ermessen hiervon abweichen
kann. Die Frage, ob ein atypischer Fall vorliegt, ist als Rechtsvoraussetzung im
Rechtsstreit von den Gerichten zu Ã¼berprÃ¼fen und zu entscheiden. Bei der
PrÃ¼fung, ob eine zur ErmessensausÃ¼bung zwingende Atypik des
Geschehensablaufs vorliegt, kommt es auf die UmstÃ¤nde des Einzelfalls an. Diese
mÃ¼ssen Merkmale aufweisen, die signifikant vom (typischen) Regelfall abweichen,
in dem die Rechtswidrigkeit eines ursprÃ¼nglich richtigen Verwaltungsakts
ebenfalls durch nachtrÃ¤gliche VerÃ¤nderung in den tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnissen eingetreten ist. Hierbei ist zu prÃ¼fen, ob die mit der
Aufhebung verbundene Pflicht zur Erstattung der zu Unrecht erhaltenen Leistungen
(Â§ 50 Abs. 1 SGB X) nach Lage des Falls eine HÃ¤rte bedeuten, die den
Leistungsbezieher in atypischer Weise stÃ¤rker belastet als den hierdurch im
Normalfall Betroffenen. Ebenso ist das Verhalten des LeistungstrÃ¤gers im
Geschehensablauf in die Betrachtung einzubeziehen. Mitwirkendes Fehlverhalten
auf seiner Seite, das als eine atypische Behandlung des Falls i.S. einer Abweichung
von der grundsÃ¤tzlich zu erwartenden ordnungsgemÃ¤Ã�en Sachbearbeitung zu
werten ist, kann im Einzelfall die Atypik des verwirklichten Tatbestands nach Â§ 48
Abs. 1 Satz 2 SGB X ergeben. Dabei ist die Frage, ob ein atypischer Fall vorliegt,
nicht losgelÃ¶st davon zu beurteilen, welcher der in Nr. 1 bis 4 vorausgesetzten
AufhebungstatbestÃ¤nde erfÃ¼llt ist (zu allem statt vieler nur BSG 01.07.2010, 
BÂ 13 R 77/09 R, in juris, Rn. 57 f., m.w.N., st. Rspr. und bereits Senatsurteil vom
25.05.2023, LÂ 10 R 39/20, a.a.O. Rn. 59).
Einen derartigen atypischen Fall verneint der Senat im vorliegenden Einzelfall,
sodass die AusfÃ¼hrungen dazu respektive zur ErmessensausÃ¼bung im Bescheid
vom 01.12.2020 und im Widerspruchsbescheid ins Leere gehen, ebenso wie die
diesbezÃ¼glichen â�� ohnehin durchgreifend rechtlichen Bedenken unterliegenden
â�� AusfÃ¼hrungen des SG im angefochtenen Urteil sowie der klÃ¤gerische
Vortrag.

Wie bereits oben dargelegt, wusste der KlÃ¤ger zur Ã�berzeugung des Senats, dass
er seit dem 01.04.2002 keine Aufwendungen mehr zur freiwilligen
Krankenversicherung hatte und dass sein Anspruch auf einen diesbezÃ¼glichen
Beitragszuschuss gegen die Beklagte nicht mehr bestand. Auch ist er bedingt
vorsÃ¤tzlich und fortgesetzt seiner Mitteilungspflicht aus Â§Â 60 Abs. 1 Satz 1
Nr.Â 2 SGB I gegenÃ¼ber der Beklagten nicht nachgekommen. Dem Verhalten des
KlÃ¤gers lagen auch keine Motive zugrunde, die an sich irgendwie billigenswert
wÃ¤ren, zumal er namentlich seiner Mitteilungspflicht gegenÃ¼ber der Beklagten
zu keinem Zeitpunkt â�� und dies mehr als 18 Jahre lang nicht â�� nachgekommen
ist. Vielmehr hat er die zu Unrecht bezogenen Leistungen, wenn nicht allein aus
Gewinnstreben, so doch deswegen weiterbezogen, weil er seiner Mitteilungspflicht,
obgleich er um diese wusste (s.o.), nicht nachgekommen ist. Dies alles schlieÃ�t
hier die Annahme eines atypischen Falls aus (vgl. nur BSG 03.07.1991, 9b RAr 2/90,
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in juris, Rn. 17; BSG 20.02.1991, 11 RAr 67/89, in juris, Rn. 25; Senatsurteil a.a.O.
Rn. 61).

Ungeachtet dessen begrÃ¼ndet der Umstand, dass der Krankenkasse der Eintritt
des KlÃ¤gers in die KVdR bekannt war, in ErgÃ¤nzung der obigen AusfÃ¼hrungen
schon deshalb keinen atypischen Fall, weil der KlÃ¤ger gerade nicht darauf
vertrauen durfte â�� und es in Ansehung seiner BÃ¶sglÃ¤ubig- und Unlauterkeit
auch nicht tat -, dass die Beklagte anderweitig von der Beendigung seiner
freiwilligen Krankenversicherung Kenntnis erlangen werde (vgl. nur BSG
01.07.2010, B 13 R 77/09Â R, in juris, Rn. 60; Senatsurteil a.a.O. Rn. 62).

Auch der lange Ã�berzahlungszeitraum von mehr als 18 Jahren entlastet den
KlÃ¤ger nicht und begrÃ¼ndet keinen atypischen Fall, denn die Ursache der seit
dem 01.04.2002 eingetretenen Ã�berzahlungen hat der KlÃ¤ger durch sein
bÃ¶sglÃ¤ubiges und unlauteres Verhalten fortwÃ¤hrend selbst gesetzt.

Soweit der anwaltlich vertretene KlÃ¤ger, wiederum nur pauschal und ohne jede
Substanz, gemeint hat, die (Gesamt-)Erstattungsforderung stelle â��einen
nachhaltigen und schwerwiegenden Eingriffâ�� dar, hat er damit nicht einmal eine
besondere HÃ¤rte oder eine finanzielle Ã�berforderung auch nur konkret behauptet.
Ohnehin hat er sich zu keinem Zeitpunkt im Verfahren Ã¼ber seine persÃ¶nlichen
und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse erklÃ¤rt, geschweige denn diese nachprÃ¼fbar
und konkret offengelegt (vgl. dazu nur BSG 31.01.2008, B 13 R 23/07 R, in juris,
Rn.Â 31; Senatsurteil a.a.O. Rn. 64), obgleich ihm schon die Beklagte im
Verwaltungsverfahren ausdrÃ¼cklich ein entsprechendes konkretes Vorbringen
eingerÃ¤umt hat. Ohnehin (vgl. auch dazu bereits Senatsurteil a.a.O. Rn. 65) kÃ¤me
es fÃ¼r die Frage eines atypischen Falls maÃ�geblich darauf an, ob der Versicherte
â��infolge des Wegfalls jener Sozialleistung, deren Bewilligung rÃ¼ckwirkend
aufgehoben wurde, im Nachhinein unter den Sozialhilfesatz sinken oder vermehrt
sozialhilfebedÃ¼rftig wÃ¼rdeâ�� (BSG 30.06.2016, B 5 RE 1/15 R, in juris, Rn. 25;
BSG 12.12.1995, 10 RKg 9/95, in juris, Rn. 25, 35). Dass der KlÃ¤ger gerade
â��infolgeâ�� des nachtrÃ¤glichen Wegfalls der im Zeitraum vom 01.04.2002 bis
31.07.2020 monatlich zu Unrecht gezahlten GKV-BeitragszuschÃ¼sse i.H.v.
durchschnittlich um die 100 â�¬ im Monat â��im Nachhineinâ�� â��fÃ¼r den von
der Aufhebung betroffenen Zeitraumâ�� (BSG 26.08.1994, 13 RJ 29/93, in juris, Rn.
29) sozialhilfebedÃ¼rftig oder vermehrt sozialhilfebedÃ¼rftig wÃ¼rde, ist nicht
ansatzweise ersichtlich und vom KlÃ¤ger nicht einmal auch nur behauptet worden.

Ein atypischer Fall kann im Ã�brigen auch nicht dadurch begrÃ¼ndet werden, dass
ein bÃ¶sglÃ¤ubiger und unlauterer Versicherter wie der KlÃ¤ger die zur Erstattung
gebrachten Leistungen mÃ¶glicherweise verbraucht hat, denn ein solcher
Versicherter darf von vornherein nicht in schÃ¼tzenswerter Weise darauf vertrauen,
die zu Unrecht bezogenen Leistungen behalten und verbrauchen zu dÃ¼rfen (s. nur
BSG 26.08.1994, 13 RJ 29/93, in juris, Rn. 7; Senatsurteil a.a.O. Rn.Â 65 m.w.N.).

Mangels Atypik war der Beklagten mithin vorliegend kein Ermessen hinsichtlich der
Aufhebung der GKV-Zuschussbewilligung ab 01.04.2002 mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit eingerÃ¤umt.
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Angesichts der unzutreffenden Annahme des SG, die Beklagte habe die
Ã�berzahlung irgendwie mitverschuldet, sieht sich der Senat noch zu folgenden
ergÃ¤nzenden AusfÃ¼hrungen veranlasst:

Ein Mitverschulden der Beklagten an der Ã�berzahlung ist nicht festzustellen.
Insbesondere ist entgegen dem SG schon nicht â��nachgewiesenâ��, dass bei der
Beklagten im Februar 2002 Ã¼berhaupt ein ordnungsgemÃ¤Ã�er, automatisiert
EDV-technisch verarbeitbarer Meldedatensatz der Krankenkasse einging; darÃ¼ber
trifft der von der BKK V1 vorgelegte Meldesatzausdruck gar keine Auskunft â��
ebenso wenig und erst recht darÃ¼ber, ob der Datensatz bei der Beklagten mit
Eingang vollautomatisiert wegen eines Fehlers umgehend mit entsprechender
(automatisierter) Meldung an die Krankenkasse zurÃ¼ckgewiesen wurde (s.Â dazu
ebenfalls bereits Senatsurteil vom 25.05.2023, L 10 R 39/20, a.a.O. Rn. 68) â�� und
ohnehin hat die Krankenkasse den Ausdruck, wie er in ihrer Verwaltungsakte (s.
dort. S. 14) abgelegt wurde, selbst mit dem Vermerk â��Arbeitsversion, nicht fÃ¼r
PrÃ¼f- und Entscheidungszwecke zu nutzenâ�� versehen.

Belastbare Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Beklagte eine Datensatzmeldung der
Krankenkasse im Februar 2002 Ã¼berhaupt hat zur Kenntnis nehmen kÃ¶nnen,
liegen damit richtigerweise nicht vor. Auch ist nicht ersichtlich, dass die Beklagte
die Fehlerhaftigkeit der fortlaufenden Zuschusszahlung vor der Mitteilung der
Krankenkasse Anfang MÃ¤rz 2020 hÃ¤tte anderweitig erkennen kÃ¶nnen oder bei
dieser zumindest Zweifel an der Richtigkeit hÃ¤tten aufkommen mÃ¼ssen, zumal
der KlÃ¤ger der Beklagten zu keinem Zeitpunkt eine Mitteilung gemacht oder sonst
wegen seines Krankenversichertenstatus auf sie zugegangen ist (s.o.).

Aber selbst wenn der Datensatz vom 15.02.2002 bei der Beklagten dereinst in einer
fÃ¼r die Sachbearbeitung kenntnisnahmefÃ¤higen Weise eingegangen wÃ¤re,
wÃ¼rde dies den KlÃ¤ger nicht entlasten und keinen atypischen Fall begrÃ¼nden
(vgl. dazu erneut bereits Senatsurteil a.a.O. Rn.Â 70). Denn ein schlichtes
Ã�bersehen einer solchen Meldung â�� die, wie schon dargelegt, nicht dem Schutz
von Versicherten vor Ã�berzahlungen dient, sondern dem Beitragsaufkommen der
Sozialversicherung â�� ohne Hinzutreten weiterer UmstÃ¤nde wÃ¼rde allenfalls
einen â��normalenâ�� Verwaltungsfehler darstellen, der in Ansehung des
bÃ¶sglÃ¤ubigen und Ã¼ber 18 Jahre wÃ¤hrenden Unterlassens des KlÃ¤gers, seiner
gesetzlichen Mitteilungspflicht nachzukommen, vollstÃ¤ndig hinter seinem
unlauteren Verhalten zurÃ¼cktrÃ¤te (vgl. BSG 30.10.2013, B 12 R 14/11 R, in juris,
Rn. 35, zu einer versÃ¤umten NachprÃ¼fung einer Datensatzmeldung; Senatsurteil
a.a.O. m.w.N.).

Nichts Anderes gÃ¤lte hinsichtlich eines Fehlverhaltens der Krankenkasse, einen
korrekten Datensatz zu melden bzw. einen (vollautomatisiert) zurÃ¼ckgewiesenen
Datensatz zu Ã¼berprÃ¼fen, zu korrigieren und ggf. mit dem
Ã�bermittlungsempfÃ¤nger RÃ¼cksprache zu nehmen, zumal sich â�� wie
ebenfalls schon dargelegt â�� die Meldepflicht nach Â§ 201 Abs. 5 Satz 1 SGBÂ V
nicht auf BeitragszuschÃ¼sse bezieht, wohl aber die Mitteilungspflicht des
KlÃ¤gers. Ohnehin sind fehlerhafte oder unterlassene DatensatzÃ¼bermittlungen
der Krankenkasse im gegebenen Zusammenhang dem RentenversicherungstrÃ¤ger
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nicht, auch nicht unter dem Gesichtspunkt einer sog. â��Funktionseinheitâ�� (so
zum Herstellungsanspruch u.a. BSG 06.05.2010, BÂ 13 R 44/09 R, in juris, Rn. 31
m.w.N.), zuzurechnen, weil es sich bei der erwÃ¤hnten Meldepflicht nach Â§ 201
Abs. 5 Satz 1 SGBÂ V um eine alleinige Pflicht der Krankenkasse und nicht um eine
Verpflichtung der Beklagten handelt, sodass von einer arbeitsteiligen ErfÃ¼llung
der einem SozialleistungstrÃ¤ger obliegenden sozialrechtlichen Aufgaben kraft
Gesetzes oder Vertrages durch Bedienung eines anderen SozialleistungstrÃ¤gers
keine Rede sein kann; auch dies hat der erkennende Senat bereits mehrmals
entschieden (s. nur Senatsurteil vom 25.05.2023, L 10 R 39/20, a.a.O. Rn. 72
m.w.N.).

Selbst wenn man dem entgegen gleichwohl einen atypischen Fall und ein
behÃ¶rdliches Mitverschulden an den Ã�berzahlungen annehmen wollte, hÃ¤tte die
Beklagte ihr Ermessen jedenfalls im Bescheid vom 01.12.2020 und im
Widerspruchsbescheid in Ansehung der umfangreich geschilderten Sach- und
Rechtslage hinreichend und in Ansehung des allem Ã¼berwiegenden,
schwerwiegenden, unlauteren und langjÃ¤hrigen Fehlverhaltens des
bÃ¶sglÃ¤ubigen KlÃ¤gers fehlerfrei ausgeÃ¼bt und es hat dazu nach
ausfÃ¼hrlicher Subsumtion unter die Tatbestandsvoraussetzungen des Â§ 48 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 und 4 SGB X auch keiner weitergehenden Darlegungen bedurft. Dazu
hat auch der KlÃ¤gervortrag keine Veranlassung gegeben, weil er zu weiten Teilen
schon neben der Sache liegt bzw. ihm nicht zu folgen ist.

Die Beklagte hat hinsichtlich der Aufhebung der GVK-Zuschussbewilligung auch die
Jahresfrist des Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. Â§ 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X eingehalten,
einerlei, ob man auf den Bescheid vom 02.06.2020 oder den vom 01.12.2020
abstellt. Es bestehen keinerlei durchgreifenden Zweifel daran (s.o.), dass sie
erstmals durch die Mitteilung der BKK V1 von Anfang MÃ¤rz 2020 tatsÃ¤chlich
erfahren hat, dass die freiwillige Krankenversicherung des KlÃ¤gers bereits seit dem
01.04.2002 beendet war und damit seither die Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung eines entsprechenden Zuschusses zur Krankenversicherung nicht
mehr vorlagen. Ob eine andere BehÃ¶rde, vorliegend namentlich die Krankenkasse,
Kenntnis von UmstÃ¤nden hat, die die Aufhebung eines von einer anderen
BehÃ¶rde (hier: der Beklagten) erlassenen Dauerverwaltungsakts wegen einer
wesentlichen Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnisse
rechtfertigen kÃ¶nnten, ist fÃ¼r die o.a. Frist ohne Belang (Senatsurteil vom
25.05.2023, L 10 R 39/20, a.a.O. Rn. 74 unter Hinweis auf BSG 31.01.2008, B 13 R
23/07 R, in juris, Rn. 24 m.w.N.).

Die Aufhebung der rechtswidrig gewordenen begÃ¼nstigenden GKV-
Zuschussbewilligung zu Lasten des KlÃ¤gers mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
durch die angefochtenen Bescheide war auch nicht nach Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. 
Â§ 45 Abs. 3 Satz 3 SGB X eingeschrÃ¤nkt. Zwar war die Zehnjahresfrist, die mit
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse i.S.d. Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X beginnt (statt vieler
nur BSG 11.12.1992, 9a RV 20/90, in juris, Rn. 20; Senatsurteil vom 25.05.2023, L
10 R 39/20, a.a.O. Rn. 75 m.w.N.), vorliegend also am 01.04.2002, zum Zeitpunkt
des Erlasses des Bescheids vom 02.06. bzw. 01.12.2020 bereits abgelaufen. Indes
greift vorliegend die Ausnahmebestimmung des Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. Â§ 45
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Abs. 3 SatzÂ 4 SGB X ein, weil dem KlÃ¤ger der monatliche
(Geldleistungs-)Zuschuss zur GKV auch noch zum Zeitpunkt der Einleitung des
vorliegenden Ausgangsverwaltungsverfahrens im MÃ¤rz 2020 mit der laufenden
Rente tatsÃ¤chlich gezahlt wurde (anders als der nicht mehr streitbefangene SPV-
Zuschuss, s.o.). Damit konnte die Aufhebung der GKV-Zuschussbewilligung mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit auch noch nach Ablauf von zehn Jahren erfolgen.

Hat die von der Beklagten verfÃ¼gte Aufhebung der GKV-Zuschussbewilligung
somit fÃ¼r den Zeitraum vom 01.04.2002 bis 31.07.2020 Bestand, weil sie
rechtmÃ¤Ã�ig erfolgt ist, ist die in den angefochtenen Bescheiden auch enthaltene
Erstattungsanordnung im Umfang der in diesem Zeitraum Ã¼berzahlten GKV-
ZuschÃ¼sse und damit i.H. eines Betrags von insgesamt 23.925,79 â�¬ ebenfalls
rechtmÃ¤Ã�ig. Nach Â§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist Voraussetzung fÃ¼r die
RÃ¼ckforderung der in dieser HÃ¶he Ã¼berzahlten ZuschÃ¼sse zur GKV lediglich,
dass der sie bewilligende Verwaltungsakt (durch die Verwaltung oder die Gerichte)
aufgehoben worden und der Rechtsgrund fÃ¼r diese Leistungen dadurch
nachtrÃ¤glich entfallen ist (statt vieler nur BSG, 30.10.2023, B 12 R 14/11 R, in juris,
Rn. 40; Senatsurteil a.a.O. Rn. 78). So liegt der Fall hier. Ist â�� wie vorliegend â��
die Aufhebungsentscheidung sachlich fÃ¼r diesen Zeitraum mithin richtig,
beschrÃ¤nkt sich die PrÃ¼fung der Entscheidung Ã¼ber die damit
korrespondierende Erstattung nur noch darauf, ob dem Erstattungsverlangen selbst
gegenÃ¼ber Einwendungen entgegengesetzt werden kÃ¶nnen (BSG 01.07.2010, B
13 R 77/09 R, in juris, Rn. 61 m.w.N.; Senatsurteil a.a.O.). Entsprechendes ist
vorliegend nicht ersichtlich, zumal die HÃ¶he des Erstattungsbetrags von 23.925,79
â�¬ dem entspricht, was der KlÃ¤ger im Zeitraum vom 01.04.2002 bis 31.07.2020
monatlich an unrechtmÃ¤Ã�igen ZuschÃ¼ssen fÃ¼r die GKV erhalten hat, was den
jeweiligen Renten(neuberechnungs)bescheiden bzw. den Berechnungsanlagen dazu
unschwer entnommen werden kann. Soweit der KlÃ¤ger sich nur pauschal gegen
die von der Beklagten geltend gemachte Ã�berzahlung gewandt und gemeint hat,
diese stelle â��einen nachhaltigen und schwerwiegenden Eingriffâ�� dar (s. dazu
bereits oben), ist schon nicht erkennbar, inwiefern dies im Rahmen des Â§ 50 Abs. 1
SGB X den Bestand der Forderung betreffen sollte; eine etwaige finanzielle
Ã�berforderung (die ohnehin hier nicht ersichtlich ist, s.Â auch dazu bereits oben)
ist im vorliegenden Erkenntnisverfahren ohne Belang (Senatsurteil a.a.O.).

II. Die angefochtenen Bescheide sind auch insoweit rechtmÃ¤Ã�ig, wie die Beklagte
damit (der Sache nach) die Beitragspflicht der Rente des KlÃ¤gers zur GKV/SPV, die
BeitragshÃ¶he und die Tragung rÃ¼ckstÃ¤ndiger BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile fÃ¼r
den Zeitraum vom 01.01.2016 bis 31.07.2020 festgestellt (nachfolgend 1.) und die
Einbehaltung der rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile fÃ¼r diesen Zeitraum
von der laufenden Rente i.H. eines Monatsbetrags von 836,18 â�¬ verfÃ¼gt hat
(nachfolgend 2.).

1. Wie der Senat bereits im Beschluss vom 27.06.2024 (s.o.) unter Hinweis auf die
hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung dargelegt hat â�� darauf wird hier zwecks
Vermeidung von Wiederholungen Bezug genommen -, traf die Beklagte mit den
angefochtenen Bescheiden im Rahmen ihrer Entscheidung Ã¼ber die Einbehaltung
rÃ¼ckstÃ¤ndiger BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile zur GKV/SPV fÃ¼r die Zeit vom
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01.01.2016 bis 31.07.2020 von der laufenden Rente des KlÃ¤gers nach Â§ 255 Abs.
2 Satz 1 SGB V (s. dazu noch spÃ¤ter) zugleich â�� nach AnhÃ¶rung â�� auch
Feststellungen Ã¼ber den Beitragstatbestand, wozu sie im Rahmen des Â§ 255 Abs.
1 Satz 1 SGB V (hinsichtlich der SPV-Verbeitragung i.V.m. Â§ 60 Abs. 1 Satz 2 SGB XI
) berechtigt und dafÃ¼r auch sachlich zustÃ¤ndig (s.Â dazu im Einzelnen die
Nachweise zur Rspr. des BSG im oben genannten Senatsbeschluss) ist, nachdem
vorliegend zu keinem Zeitpunkt eine entsprechende Verwaltungsentscheidung
Ã¼ber die Beitragspflicht, BeitragshÃ¶he und Beitragstragung der Rente des
KlÃ¤gers durch einen anderen TrÃ¤ger, namentlich der Krankenkasse, ergangen ist
(die Krankenkassen entscheiden ohnehin gegenÃ¼ber dem Versicherten nur Ã¼ber
die Mitgliedschaft in der KVdR und auch nur dann, wenn darÃ¼ber konkreter Streit
besteht; s. nur LSG Baden-WÃ¼rttemberg 02.03.2021, L 11 KR 3810/19, in juris,
Rn.Â 32).

Dass die Altersrente des KlÃ¤gers im Zeitraum vom 01.01.2016 bis 31.07.2020 der
Beitragspflicht in der GKV und SPV unterlegen hat, ergibt sich daraus, dass der
KlÃ¤ger in diesem (allein streitigen) Zeitraum (freilich beginnend bereits ab dem
01.04.2002, s.o.) in der KVdR krankenpflichtversichert â��Â und damit auch
pflichtversichert in der SPV â�� gewesen ist; insoweit wird auf die obigen
AusfÃ¼hrungen verwiesen. Die inlÃ¤ndische Altersrente des KlÃ¤gers aus der
gesetzlichen Rentenversicherung hat damit dem Grunde nach im Streitzeitraum von
Gesetzes wegen der Beitragspflicht zur GKV/SPV unterlegen, was vollkommen
unzweifelhaft ist und keiner weiteren ErlÃ¤uterung bedarf. Ob der KlÃ¤ger im
streitigen Zeitraum von dieser Beitragspflicht gewusst hat oder nicht, ist ohne
jeglichen Belang (s. nur bereits BSG 31.01.2013, B 12 KR 27/12 B, in juris, Rn. 10
und bereits BSG 13.12.1984, 11 RK 3/84, in juris, Rn. 13 m.w.N.), wobei oben
dargelegt worden ist, dass dem substanzlosen KlÃ¤gervortrag ohnehin nicht zu
folgen ist.

DemgemÃ¤Ã� hat der KlÃ¤ger die von der Beklagten fÃ¼r den streitigen Zeitraum
in der Berechnungsanlage zum Bescheid vom 14.07.2020 (insoweit wird auf S. 197
ff. VerwA Bezug genommen) ausgewiesenen BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile zur GKV/SPV
zu tragen und zwar ebenfalls von Gesetzes wegen; auch dagegen ist rein nichts zu
erinnern, ebenso wenig wie gegen die dort im Einzelnen berechnete BeitragshÃ¶he,
wogegen der KlÃ¤ger ohnehin keine EinwÃ¤nde erhoben hat. Dass die Beklagte die
BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile falsch berechnet hÃ¤tte, ist ohnehin nicht ersichtlich.

Auch im Rahmen der vorliegend in Rede stehenden Feststellungen zum
Beitragstatbestand kommt es von vornherein nicht auf Kenntnisse des Versicherten
von der Verbeitragung an, ebenso wenig wie auf irgendwelche Verschuldens- oder
Vertrauensschutzgesichtspunkte; die Beitragspflicht und -tragung tritt â�� wie
schon dargelegt â�� von Gesetzes wegen ein (vgl. dazu nur Peters in jurisPK-SGB V,
4. Aufl., Â§ 255 Rn. 47 ff. m.w.N., auch zur Rspr. des BSG, Stand 10.11.2021) und
die vorliegend berechnete BeitragshÃ¶he in jedem Monat des streitigen Zeitraums
entspricht ebenfalls den gesetzlichen Bestimmungen.

Unter Zugrundelegung dessen hat die Beklagte mithin sach- und rechtsfehlerfrei die
Feststellung getroffen, dass die Altersrente des KlÃ¤gers in der Zeit vom
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01.01.2016 â�� dabei hat sie zugunsten des KlÃ¤gers eine VerjÃ¤hrung der
BeitragsansprÃ¼che fÃ¼r die Zeit davor angenommen, Â§ 25 Abs. 1 Satz 1 Viertes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) â�� bis zum 31.07.2020 der Beitragspflicht zur
GKV/SPV unterliegt und dass der KlÃ¤ger fÃ¼r diesen Zeitraum zur Tragung der â��
betragsmÃ¤Ã�ig bezifferten â�� BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile in der festgestellten
HÃ¶he (7.451,11 â�¬ GKV zzgl. 2.542,32Â â�¬ SPV, insgesamt mithin 9.993,43
â�¬) verpflichtet ist.

Ebenfalls zu Recht hat die Beklagte zugleich festgestellt, dass diese
BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile im Zeitraum vom 01.01.2016 bis 31.07.2020 von der
Rente des KlÃ¤gers bei deren Zahlung gerade nicht â��einbehalten und zusammen
mit den von den TrÃ¤gern der Rentenversicherung zu tragenden BeitrÃ¤gen an die
Deutsche Rentenversicherung Bund fÃ¼r die Krankenkassenâ�� gezahlt worden
sind, wie es gemÃ¤Ã� Â§ 255 Abs. 1 Satz 1 SGB V (i.V.m. Â§ 60 Abs. 1 Satz 2 SGB XI
) vorgesehen ist. Denn die Beklagte wusste aufgrund des pflichtwidrigen und
bÃ¶sglÃ¤ubigen VerstoÃ�es des KlÃ¤gers gegen seine Mitteilungspflicht â�� wie
oben dargelegt â�� nichts von der Versicherungspflicht des KlÃ¤gers und den
Rentenbescheiden sowie Rentenanpassungsmitteilungen im streitigen Zeitraum war
auch klar zu entnehmen, dass eine solche Beitragseinbehaltung nicht stattgefunden
hat.

Soweit der KlÃ¤ger auch insoweit wiederum nur pauschal geltend gemacht hat, er
wisse nicht, ob BeitrÃ¤ge abgefÃ¼hrt worden seien, ist auch dies zum einen ohne
jeglichen Belang und zum anderen schon nicht glaubhaft, eben weil aus den
Rentenbescheiden und Rentenanpassungsmitteilungen im streitigen Zeitraum klar
erkennbar ist, dass von der monatlichen Rente gerade keine
BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile zur GKV/SPV in Abzug gebracht worden sind. Auch das
Vorbringen, die Krankenkasse habe zu keinem Zeitpunkt BeitrÃ¤ge angemahnt,
liegt schon deshalb neben der Sache, weil dies nichts an der Beitragspflicht und
-tragung Ã¤ndert und weil die Einbehaltung von der (laufend gezahlten) Rente
Ã¼berhaupt nicht der Krankenkasse obliegt, sondern der Beklagten (Â§Â 255
Abs.Â 1 Satz 1 SGB V), worauf die BKK V1 auch zutreffend aufmerksam hat (vgl.
etwa Schreiben an die Beklagte vom 07.05.2021, S. 60 SG-Akte).

Der Frage, ob der RentenversicherungstrÃ¤ger im Rahmen einer (isolierten,
vorgezogenen) Feststellung zur Beitragspflicht, Beitragstragung und BeitragshÃ¶he
einer inlÃ¤ndischen Rente nach Â§Â 255 Abs. 1 SatzÂ 1 SGB V zugleich auch bereits
die Voraussetzungen des Â§ 51 Abs. 2 SGB I (analog) in den Blick zu nehmen hat
(vgl. dazu BSG 31.03.2017, B 12 R 6/14 R, in juris, Rn. 33 a.E.; zu einer analogen
Anwendung auch im â�� vorliegend nicht einschlÃ¤gigen â�� Fall des Â§ 255 Abs. 2
Satz 2 SGB V s.Â etwa Fischinger/Hofer in Berchtold/Huster/Rehborn,
Gesundheitsrecht, 2. Aufl. 2018, Â§ 255 SGB V Rn.Â 11; Beck in BeckOGK, SGB V, Â§
255 Rn. 15, Stand 01.03.2022), muss vorliegend nicht weiter nachgegangen
werden, denn die Beklagte hat ihre Feststellungen zum Beitragstatbestand zugleich
mit der Einbehaltungsentscheidung nach Â§ 255 Abs. 2 Satz 1 SGB V verbunden,
deren RechtmÃ¤Ã�igkeit der PrÃ¼fung des Senats unterliegt (s. sogleich).

2. Die mit den angefochtenen Bescheiden ebenfalls verfÃ¼gte Einbehaltung der
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fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.2016 bis 31.07.2020 rÃ¼ckstÃ¤ndigen
BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile von der laufenden Rente i.H. eines monatlichen Betrags
von 836,18 â�¬ ist ebenfalls rechtmÃ¤Ã�ig.

Voranzuschicken ist, dass diese VerfÃ¼gung bisher nicht vollzogen worden ist, eine
tatsÃ¤chliche Einbehaltung â�� im Wege einer â��Quasi-Aufrechnungâ�� â�� also
nicht stattgefunden hat, nachdem der KlÃ¤ger die rÃ¼ckstÃ¤ndige Beitragsschuld
i.H.v. insgesamt 9.993,43 â�¬ in einem Betrag am 07.05.2021 an die Beklagte
gezahlt hat.

Dies hat nicht dazu gefÃ¼hrt, dass sich die Einbehaltungsentscheidung erledigt hat
(Â§ 39 Abs. 2 SGB X). UnabhÃ¤ngig von der Frage, ob die Regelung des Â§ 255 Abs.
2 Satz 1 SGB V (i.V.m. Â§Â 60 Abs. 1 Satz 2 SGB XI) auch die ErmÃ¤chtigung des
RentenversicherungstrÃ¤gers beinhaltet, vom Versicherten die Zahlung
rÃ¼ckstÃ¤ndiger BeitrÃ¤ge (sei es in TeilbetrÃ¤gen, sei es in einer Summe) zu
fordern (verneinend LSG Baden-WÃ¼rttemberg 30.03.2004, L 13 RA 3690/03, in
juris, Rn. 11 m.w.N.), kann schon deshalb keine Rede davon sein, der KlÃ¤ger habe
â��freiwilligâ�� einem Zahlungsgebot entsprochen (zur Erledigung eines
Verwaltungsakts durch Befolgung eines Gebots s. allgemein nur Roos/BlÃ¼ggel in
SchÃ¼tze, SGB X, a.a.O., Â§ 39 Rn. 14), weil er seine wÃ¤hrend des
Anfechtungsprozesses erbrachte (Einmal-)Zahlung erkennbar unter dem Vorbehalt
geleistet hat â�� was der Senat zu seinen Gunsten zugrunde legt -, dass die
Entscheidung der Beklagten zum geschuldeten BeitragsrÃ¼ckstand rechtmÃ¤Ã�ig
ist, er also die rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge tatsÃ¤chlich schuldet und eine â��
bezogen auf die angefochtenen Bescheide â�� rechtmÃ¤Ã�ige Einbehaltungslage
und EinbehaltungserklÃ¤rung vorliegt bzw. vorgelegen hat. Dabei spielt es keine
entscheidende Rolle, ob der RentenversicherungstrÃ¤ger seinerseits eine Zahlung
verlangen kÃ¶nnte oder nicht (s.o.), denn jedenfalls ist nicht ersichtlich, warum der
Versicherte rÃ¼ckstÃ¤ndige BeitrÃ¤ge nicht in einer Summe zahlen kÃ¶nnen
dÃ¼rfte, um eine monatliche Einbehaltung von der laufend gezahlten Rente (aus
welchen GrÃ¼nden auch immer) abzuwenden.

Davon ausgehend steht die RechtmÃ¤Ã�igkeit der von der Beklagten fÃ¼r die Zeit
vom 01.01.2016 bis 31.07.2020 festgestellte Beitragsschuld freilich erst mit
Rechtskraft des Urteils des Senats endgÃ¼ltig fest, sodass der Zahlung des
KlÃ¤gers unter entsprechendem (konkludenten) Vorbehalt bis dahin die
erforderliche ErfÃ¼llungswirkung analog Â§ 362 Abs. 1 BGB fehlt (vgl. dazu nur
Looschelders in BeckOGK BGB, Â§ 362 Rn. 67, 137 m.w.N., Stand 01.07.2024; vgl.
auch BSG 12.12.2023, B 1 KR 17/22 R, in juris, Rn. 20 m.w.N.). Erst mit Rechtskraft
tritt diese ein und macht die EinbehaltungsverfÃ¼gung der Beklagten dann
gegenstandslos (Â§ 39 Abs. 2 SGB X; vgl. auch BSG 20.10.2005, B 7a/7 AL 76/04 R,
in juris, Rn. 12 zur Erledigung eines AusfÃ¼hrungsbescheids erst mit Rechtskraft),
weil die rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge fÃ¼r den streitigen Zeitraum in diesem
Moment unter Wegfall des Vorbehalts als mit ErfÃ¼llungswirkung getilgt anzusehen
sind; die Grundlage fÃ¼r eine Einbehaltung von der laufenden Rente fÃ¤llt damit
zugleich (nachtrÃ¤glich) weg. Ebenfalls zugleich ergibt sich mit Rechtskraft des
Urteils fÃ¼r die Beklagte der Behaltensgrund des gezahlten Betrags i.H.v.
insgesamt 9.993,43 â�¬ aus ihren vom Senat bestÃ¤tigten Feststellungen zum
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Beitragstatbestand (s.o.) i.V.m. mit der klÃ¤gerischen
Tilgungs-/ErfÃ¼llungsbestimmung.

Somit hat der Senat nach Stand der Dinge unabhÃ¤ngig von der zwischenzeitlich
erfolgten Zahlung (unter Vorbehalt) zu Ã¼berprÃ¼fen â�� damit wird auch in der
vorliegenden Konstellation sichergestellt, dass die Beachtung des Â§ 51 Abs. 2 SGB
I einer gerichtlichen Kontrolle unterliegt (s.o.) -, ob die Beklagte die Einbehaltung
der (unverjÃ¤hrten) rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile von der laufenden
Rente des KlÃ¤gers i.H. eines Monatsbetrags von 836,18Â â�¬ zu Recht verfÃ¼gt
hat. Dies ist der Fall.

GemÃ¤Ã� Â§ 255 Abs. 2 Satz 1 SGB V (i.V.m. Â§Â 60 Abs. 1 Satz 2 SGB XI)
â��sindâ�� die rÃ¼ckstÃ¤ndigen BeitrÃ¤ge, deren Einbehaltung bei der Zahlung
der Rente nach Abs. 1 unterblieben ist, durch den TrÃ¤ger der Rentenversicherung
aus der weiterhin zu zahlenden Rente einzubehalten; Â§ 51 Abs.Â 2 SGB I gilt
entsprechend.
Danach war die Beklagte als auch insoweit sachlich zustÃ¤ndiger TrÃ¤ger (ein Fall
des Â§ 255 Abs.Â 2 Satz 2 SGB V â�� Verrechnung rÃ¼ckstÃ¤ndiger BeitrÃ¤ge
durch die Krankenkasse mit einem ihr obliegenden Erstattungsbetrag â�� liegt nicht
vor) â�� nach erfolgter vorheriger AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers (Â§Â 24 Abs. 1 SGBÂ X)
â�� zu einer entsprechenden EinbehaltungsverfÃ¼gung von der dem KlÃ¤ger
weiterhin (bis heute) gezahlten Rente berechtigt und auch verpflichtet; dem
RentenversicherungstrÃ¤ger steht insoweit kein Ermessensspielraum zu (s. nur BSG
15.06.2000, B 12 RJ 5/99 R, in juris, Rn.Â 16; LSG Baden-WÃ¼rttemberg
14.04.2005, L 7 R 952/04, in juris, Rn. 24).

Wie bereits oben dargelegt, sind im streitigen Zeitraum die GKV- und SPV-
BeitrÃ¤ge/-Beitragsanteile von der Rente des KlÃ¤gers nicht einbehalten worden.
Weitere materielle Voraussetzungen (zu Â§ 51 Abs. 2 SGB I sogleich) stellt Â§ 255
Abs. 2 Satz 1 SGBÂ V nicht auf, insbesondere sind auch insoweit die Regelungen der
Â§Â§ 44 ff. SGB X nicht anwendbar, sodass es auf einen irgendwie gearteten
Vertrauensschutz nicht ankommt, ebenso wenig darauf, ob dem Versicherten oder
dem RentenversicherungstrÃ¤ger oder der Krankenkasse hinsichtlich der
nachtrÃ¤glichen Erhebung der BeitrÃ¤ge ein Verschulden trifft (vgl. nur BSG
23.03.1993, 12 RK 62/92, in juris, Rn. 15; 23.05.1989, 12 RK 66/87, in juris, Rn. 22;
LSG Baden-WÃ¼rttemberg a.a.O.; s. im Ã�brigen statt vieler nur Peters in jurisPK-
SGB V, a.a.O. Rn. 47 ff. m.w.N.).

SchlieÃ�lich hat die Beklagte auch die in Â§ 255 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 SGB V
vorgesehene EinschrÃ¤nkung durch Â§ 51 Abs. 2 SGB I, wonach eine Aufrechnung
nicht mÃ¶glich ist, soweit der Leistungsberechtigte nachweist, dass er dadurch
hilfebedÃ¼rftig i.S.d. Vorschriften des ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII)
Ã¼ber die Hilfe zum Lebensunterhalt oder der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) wird, beachtet. Der Vortrag des
anwaltlich vertretenen KlÃ¤gers im gesamten Verfahren hat â�� wie bereits oben
festgestellt â�� keinerlei nachprÃ¼fbare AnknÃ¼pfungstatsachen zu einer
HilfebedÃ¼rftigkeit i.S.d. SGB XII ergeben, nachdem der KlÃ¤ger dazu nicht einmal
konkret irgendetwas auch nur behauptet hat â�� auÃ�er der vÃ¶llig substanzlosen
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Bewertung, dass â��die Ã�berzahlungâ�� â��einen nachhaltigen und
schwerwiegenden Eingriffâ�� darstelle -, geschweige denn belegt. Er hat sich
vielmehr Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse
vollstÃ¤ndig ausgeschwiegen, obgleich ihm die Beklagte bereits im
Ausgangsverwaltungsverfahren ausdrÃ¼cklich auf seine Darlegungslast
hingewiesen und ihm die MÃ¶glichkeit eingerÃ¤umt hat, nachprÃ¼fbare Angaben
zu einer etwaigen HilfebedÃ¼rftigkeit vorzubringen. Dies hat er indes zu keinem
Zeitpunkt getan, sodass es auch nicht weiter darauf ankommt, dass der KlÃ¤ger
ersichtlich in der Lage gewesen ist, die Beitragsschuld in einem Betrag (wenn auch
unter Vorbehalt) an die Beklagte zu zahlen.

In Ermangelung schon jeglichen konkreten Vortrags zu einer HilfebedÃ¼rftigkeit
i.S.d. Â§ 51 Abs. 2 SGB I durfte die Beklagte zudem die Einbehaltung auch bis zur
gesetzlich erÃ¶ffneten MaximalhÃ¶he â�� der HÃ¤lfte der monatlichen Rente â��
anordnen; das KlÃ¤gervorbringen, die Beklagte habe (auch) insoweit ihr Ermessen
fehlerhaft ausgeÃ¼bt (â��bisâ�� zur HÃ¤lfte der Rente), geht schon deshalb ins
Leere, weil der substanzlose Vortrag des KlÃ¤gers rein nichts enthalten hat, was die
Beklagte hÃ¤tte (zusÃ¤tzlich) berÃ¼cksichtigen kÃ¶nnen oder gar mÃ¼ssen. Die
entgegenstehende, ohnehin nicht weiter begrÃ¼ndete Annahme des SG im
angefochtenen Urteil ist schlechterdings nicht nachzuvollziehen.

III. Die Kostenentscheidung, die die auÃ�ergerichtlichen Kosten in beiden
RechtszÃ¼gen einschlieÃ�lich des Vorverfahrens (s. dazu zuletzt nur Senatsurteil
vom 13.06.2024, L 10 U 1718/23, in juris, Rn.Â 43 m.w.N. zur Rspr. des BSG)
umfasst, beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 und Abs. 4 SGG.

Dass der KlÃ¤ger eine Erstattung seiner auÃ�ergerichtlichen Kosten im Klage- und
Berufungsverfahren nicht verlangen kann, ergibt sich bereits daraus, dass er mit
seinem Begehren, bis auf eine Reduzierung der Erstattungsforderung um 289,05
â�¬, keinen Erfolg gehabt habt; diese Reduzierung durch entsprechende
Klaglosstellung durch die Beklagte im Berufungsverfahren ist gemessen am
Ã¼brigen Unterliegen (namentlich Verpflichtung zur Zahlung eines
Erstattungsbetrags i.H.v. noch 23.925,79 â�¬ sowie Tragung rÃ¼ckstÃ¤ndiger
BeitrÃ¤ge/Beitragsanteile zur GKV/SPV i.H.v. insgesamt 9.993,43 â�¬) derart
geringfÃ¼gig, dass eine Kostenquotelung zu Gunsten des KlÃ¤gers nicht der
Billigkeit entspricht. Dass die noch im erstinstanzlichen Verfahren beigeladene
BKK V1 keine Erstattung auÃ�ergerichtlicher Kosten beanspruchen kann, ergibt sich
unmittelbar aus dem Gesetz (Â§ 193 Abs. 4 SGG).

SchlieÃ�lich besteht auch kein Anlass, zu Gunsten des KlÃ¤gers eine Erstattung
auÃ�ergerichtlicher Kosten des Vorverfahrens anzuordnen. Zwar hat die Beklagte
im Widerspruchsbescheid vom 17.03.2021 ausgesprochen, dass Kosten i.H.v. 1/3
erstattet werden. Indes ist diese Kostengrundentscheidung mit gerichtlicher
Anfechtung (auch) des Widerspruchsbescheids gegenstandslos geworden (Â§ 39
Abs. 2 SGB X) und die Entscheidung Ã¼ber die Erstattung von Kosten eines â�� wie
hier â��Â klagevoraussetzenden Vorverfahrens (Â§ 78 Abs. 1 Satz 1 SGG) ist damit
auf das Gericht Ã¼bergegangen, das im Rahmen der gerichtlichen
Kostengrundentscheidung einheitlich â�� was einer Differenzierung zwischen
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Vorverfahren und den gerichtlichen RechtszÃ¼gen nicht entgegensteht â��Â nach 
Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG (und hinsichtlich der Vorverfahrenskosten nicht nach Â§
63 SGBÂ X) und den dazu entwickelten MaÃ�stÃ¤ben zu entscheiden hat (s. zu
allem nur Senatsurteil vom 13.06.2024, L 10 U 1718/23, a.a.O. Rn. 46 ff. m.w.N.,
auch zur hÃ¶chstrichterlichen Rspr.). Unter Zugrundelegung dessen ist vorliegend
einzustellen, dass das Widerspruchsbegehren des KlÃ¤gers â�� ebenso wie das im
gerichtlichen Verfahren entsprechend fortgefÃ¼hrte â�� insgesamt nur einen
geringfÃ¼gigen Erfolg hatte (s.o.) und dass der Umstand, dass die Beklagte
zunÃ¤chst im Bescheid vom 02.06.2020 eine (auch nach ihrer Auffassung) falsche
BegrÃ¼ndung anfÃ¼hrte, ohne jegliche weitere, insbesondere sachlich-inhaltliche,
Relevanz geblieben ist; es kann auch keine Rede davon sein, dass der KlÃ¤ger
gerade durch die BescheidbegrÃ¼ndung veranlasst worden ist, einen bei inhaltlich
korrekter BegrÃ¼ndung â��Ã¼berflÃ¼ssigenâ�� Rechtsbehelf einzulegen.

IV. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 20.11.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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